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11.1. Einleitung 

Mit der Wende und der Vereinigung veränderte sich die Steuerung der Raumordnung 
und Siedlungsentwicklung in den neuen Bundesländern schnell und radikal. Die forma-
le Übernahme bundesdeutscher rechtlicher Normierungen in diesen Bereichen bedeu-
tete nicht automatisch auch schon eine konsequente Anwendung, da häufig die hierfür 
erforderlichen Verwaltungsstrukturen erst aufgebaut und qualifiziert werden mussten. 
Der Aufbau föderaler Strukturen durch die Schaffung der neuen Bundesländer sowie 
der Aufbau vor allem kommunaler Selbstverwaltungsstrukturen war daher eine zentrale 
Aufgabe der „ersten Stunde“. Wesentliche Planungsinstrumente wie die Bauleitplanung 
(FNP und B-Planung sowie die Landschaftsplanung) und die Regionalplanung wurden 
zwar formal schnell eingesetzt, blieben in ihrer steuernden Wirkung aber eher 
schwach, sei es durch unrealistische Annahmen oder durch Nichtbeachtung. Außer-
dem waren und sind die Aufstellung von Flächennutzungsplänen und die Erarbeitung 
von Bebauungsplänen nicht kurzfristig zu leisten. Insofern herrschte eine geraume 
Weile ein quasi planungsrechtsfreier Raum; viele Investoren bekamen im Prinzip fast 
jede beliebige Anfrage genehmigt. 

Damit ist schon angedeutet, dass für das Thema Raumordnung die rechtliche Rah-
mensetzung, die Einführung der entsprechenden Instrumente und ihre Umsetzung eine 
entscheidende Rolle gespielt haben. Das gilt sowohl für das Raumordnungsrecht, wie 
auch für das Städtebau- und Planungsrecht im engeren Sinne, da sie erst die formalen 
Voraussetzungen für eine geordnete regionale und städtische Entwicklung schafften. 
Die Übernahme des Rechts erfolgte dabei nicht eins zu eins, sondern es wurde eine 
Reihe von Instrumenten speziell für die neuen Bundesländer entwickelt, um der be-
sonderen Situation in den neuen Ländern gerecht zu werden und um eine schnelle ö-
konomische Entwicklung zu ermöglichen (BauGB-MaßnG; Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan VEP, Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen; Städtebauliche Verträge 
u.a.), die im weiteren Fortgang dann modifiziert auch in das bundesstaatliche Recht 
übernommen wurden (Baurechtsnovelle von 1998). Eines der größten Entwicklungs-
hindernisse stellte darüber hinaus die Restitutionsbefangenheit vieler Grundstücke, 
Flächen und Gebäude dar. Als besonders wirksam und für viele historische Innenstäd-
te überlebenswichtig erwies sich das Besondere Städtebaurecht und die Umschichtung 
der Städtebauförderungsmittel von West nach Ost. Hierdurch wurde es möglich, histo-
rische Stadtkerne vor dem weiteren Verfall zu bewahren und Impulse für die Innen-
stadtentwicklung zu geben. 

Das System der Territorialplanung und der Generalbebauungsplanung der DDR war – 
im Zusammenwirken mit der Industriepolitik – eindeutig auf die Zentralstädte und auf 
große Wohneinheiten sowie auf die Entwicklung industrieller Großkomplexe ausgerich-
tet. Mit der Vereinigung fiel diese Politik in sich zusammen.  

Bedingt durch die wirtschaftliche Entwicklung, die einen nicht unerheblichen Teil der 
ostdeutschen Industrie obsolet machte, wurden industrielle Flächen in riesigen Quanti-
täten freigesetzt, bei denen schon früh klar war, dass eine gewerbliche Wiedernutzung 
kaum infrage kommen würde, bedingt auch durch hohen Kostenaufwand für Abriss und 
Altlastensanierung der Flächen. Schließlich wurden auch durch den Abzug der GUS-
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Streitkräfte und die Verkleinerung der deutschen Truppen umfangreiche militärische 
Liegenschaften freigesetzt. 

Trotz dieser Flächenfreisetzungen erfolgte gleichzeitig - begünstigt durch eine oft groß-
zügige Förderung von Bund und EU - eine Neuausweisung und Erschließung von Ge-
werbeflächen auf der grünen Wiese, deren Dimensionierung und Lokalisierung eher 
hoffnungsfrohen Erwartungen als realistischem Kalkül folgten. Vor allem im Zusam-
menwirken mit der oben angedeuteten Situation weitreichender Rechtsunsicherheit, 
der sich neu entwickelnden Konkurrenz der Gemeinden und optimistischen Prognosen 
über die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten, die sich im Nachhinein als völlig 
unrealistisch herausstellten, wurden in zahlreichen Gemeinden riesige Flächen für 
Wohnen und Gewerbe neu ausgewiesen („beleuchtete Schafweiden“), die zu großen 
Teilen noch heute nicht belegt sind. Begünstigt durch eine Immobilienförderung, die vor 
allem westdeutschen Anlegern hohe Abschreibungsmöglichkeiten bot, wurde außer-
dem eine enorme Welle der Suburbanisierung ausgelöst.  

Die Territorialplanung der DDR hatte die Möglichkeit, raumordnerischen Ausgleich 
durch die gezielte Ansiedlung von Betrieben zu schaffen. Dies bedeutete, dass man 
auch in peripheren Regionen eine industrielle Basis vorfand, die allerdings mittlerweile 
erodiert ist und für die kaum Hoffnung auf eine Wiederbelebung besteht. Insofern sind 
gerade in ländlich peripheren Regionen die Arbeitslosenraten und die Abwanderungs-
raten besonders hoch, was in diesen Räumen negative Entwicklungsspiralen in Gang 
zu setzen droht. Vor diesem Hintergrund der schwachen wirtschaftlichen Entwick-
lungsmöglichkeiten und der selektiven Abwanderung ergeben sich völlig neue Proble-
me für die Durchsetzung des raumordnerischen Ziels der Schaffung gleichwertiger Le-
bensbedingungen, wenn gleichzeitig die finanziellen Mittel für eine Umverteilungspolitik 
immer geringer werden. Die Raumordnung steht damit vor neuen Herausforderungen. 
Aktuell sind dabei auch die Erkenntnisse der Bevölkerungswissenschaft über den sich 
abzeichnenden demografischen Wandel einzubeziehen. 

Die Bearbeitung und Begleitung dieser unterschiedlichen Themenfelder erfolgte vor al-
lem in der ersten Phase nach der Vereinigung in erster Linie durch Forschungseinrich-
tungen des Bundes (BfLR/BBR, Umweltbundesamt, Bundesamt für Naturschutz) - bzw. 
in deren Auftrag durchgeführte Untersuchungen - im Sinne von Arbeitshilfen, wissen-
schaftlichen Transferleistungen und praxisbezogenen Gutachten. Dabei waren die 
Bemühungen auch darauf ausgerichtet, vorhandenen Sachverstand aus DDR-
Forschungseinrichtungen einzubeziehen (z. B. Institut für Städtebau und Architektur 
ISA). Als wichtige Forschungseinrichtung mit einer Vielzahl von Beiträgen war hier 
auch die Akademie für Raumforschung und Landesplanung sehr aktiv. In der nachfol-
genden Phase waren es vor allem die neu gegründeten ostdeutschen Raumfor-
schungsinstitute (Institut für ökologische Raumentwicklung IÖR Dresden, Institut für 
Regionalentwicklung und Strukturplanung IRS Erkner, Institut für Wirtschaftsforschung 
Halle IWH, Institut für Länderkunde IfL Leipzig, Umweltforschungszentrum Leipzig 
UFZ) die ihre Forschungsschwerpunkte auf raumrelevante Forschungsthemen Ost-
deutschlands konzentrierten. Hinzu kamen außerdem Auftragsforschungen einzelner 
privatwirtschaftlicher Einrichtungen für Länderministerien, die vor allem gutachterlichen 
oder räumlich konkreten planungsbezogenen Charakter hatten. 
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Generell zeigte sich, dass es zwar eine Vielzahl von Untersuchungen unterschiedlichs-
ter Art und Herkunft (Auftragsforschung, universitäre Eigenforschung, Ergebnisse von 
Expertenpanels von Akademien u.ä.) zu einzelnen Fragen gibt, dass aber „Leitstudien“, 
die gewissermaßen das jeweilige Feld umfassend aufbereiten, nicht oder kaum zu i-
dentifizieren sind. Auch die – gerade in dem Feld „Raumordnung“ –, bestehende Viel-
zahl von Veröffentlichungen, die eher Konzeptcharakter haben (Veröffentlichungen von 
Ministerien, regionalen und kommunalen Planungsinstanzen, Planungsgutachten von 
Planungs- und Beratungsbüros), in denen also normative Vorgaben, Planungsstrate-
gien oder Empfehlungen formuliert werden, stellen im eigentlichen Sinn keine Leitstu-
dien dar und sind letztlich auch keine Forschungen; möglicherweise sinnvoll erschei-
nende Begleit- und Evaluationsforschungen fehlen hier weitgehend. Dennoch werden – 
unterhalb des umfassenden Anspruchs von Leitstudien – in den einzelnen Teilkapiteln 
Studien hervorgehoben, sofern sie als wichtig für die Entwicklung nach 1990 einge-
schätzt werden. Unterschieden werden die Forschungen so weit möglich in deskriptive 
Studien, Begleitforschungen von Modellvorhaben, Wirkungsuntersuchungen, bewer-
tende Studien und solche mit Entwürfen zur Gewinnung von Handlungsalternativen. 
 
Die Grundlagen für die folgende Darstellung wurden durch die systematische Nutzung 
folgender Recherchemöglichkeiten geschaffen: 

 Forschungsdatenbank FORS 

 Literaturdatenbank Orlis 

 Berliner Bibliothekskatalog, insbesondere der Senatsbibliothek 

 Internet 

 Veröffentlichungslisten ausgewählter Institutionen (BfLR/BBR, ARL, UFZ u.a.) 

 Expertengespräche 

 Ministeriumsanschreiben  
 
Zeitlich lassen sich viele Untersuchungen in zwei grobe Kategorien einteilen: 

 Die Nachwendezeit: Die Untersuchungen dieser Periode – etwa bis 1994 – sind 
gekennzeichnet durch die Erstellung von „Eröffnungsbilanzen“ und die Analyse der 
Systemtransformation und ihren Folgen in den neuen Ländern. Dabei spielten 
grundsätzliche Untersuchungen, teilweise im Ost-West-Vergleich, teilweise als 
Fallstudien angelegt, teilweise als Ergebnisse von Expertentagungen publiziert, ei-
ne besondere Rolle. 

 Die Zeit von etwa 1995 bis 2003/4: Die Untersuchungen dieser Periode sind da-
durch gekennzeichnet, dass die Systemtransformation weitgehend abgeschlossen 
ist und daher diese Aspekte praktisch keine Rolle mehr spielen. In diese Zeit fällt 
auch eine ganze Reihe von Modellvorhaben, zu denen es meist eine umfangreiche 
Begleitforschung gibt (u.a. ExWoSt, Stadt 2030, shrinking cities). 
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Quer zu dieser Kategorisierung, aber für die Beurteilung des Aufbaus Ost und für die 
Forschung von zentraler Bedeutung, sind kontinuierliche Statusberichte. Solche Sta-
tusberichte wurden kurz nach der Wende erstmals veröffentlicht, aber in regelmäßigen 
Abständen aktualisiert (zum Teil nicht nur auf die Neuen Länder bezogen, sondern auf 
Deutschland insgesamt). Im vorliegenden Feld spielen dabei die Forschungen, empiri-
schen Erhebungen und Aufbereitungen der BfLR/des BBR eine prominente Rolle. 

 

11.2. Ergebnisse zentraler Studien 

11.2.1 Raumordnerische Grundlagen  

Die Territorialplanung der ehemaligen DDR basierte auf weitgehend anderen Grundla-
gen und räumlichen Verfahrens- und Beteiligungsverfahren als die Raumordnung in 
der alten Bundesrepublik. Die Raumplanung wurde der zentralen Wirtschaftsplanung 
untergeordnet; raumplanerische Festlegungen von „oben“ getroffen, ohne Beteili-
gungsmöglichkeiten der Gemeinden. Nach der Wende galt es, neben der Transforma-
tion des Raumordnungsrechts auch die in der DDR seit 1952 geltenden zentralisti-
schen Verwaltungsstrukturen aufzuheben und neue föderale Verwaltungsstrukturen zu 
schaffen. In Anlehnung an die bis dahin geltende Bezirksstruktur wurden zunächst die 
fünf neuen Bundesländer gegründet. Hierzu liegen mehrere Untersuchungen und Auf-
sätze vor, in denen vor allem kritisiert wird, dass die fünf Länder überstürzt gegründet 
und funktionale und verwaltungseffiziente Erfordernisse nur nachrangig berücksichtigt 
wurden. 

Zentrale rechtliche Grundlage für die Raumordnung ist das Raumordnungsgesetz. Die 
räumliche Ausdehnung dieses Gesetzes auf die neuen Bundesländer war eine wichtige 
Voraussetzung für die Schaffung rechtlicher und planerischer Grundlagen für die sied-
lungsstrukturelle Entwicklung. Hierzu zählen vor allem der Aufbau einer Landes- und 
Regionalplanung mit der Erarbeitung von landesspezifischen Raumordnerischen Struk-
turkonzepten (z. B. in Brandenburg), Landesentwicklungsplänen mit der Festsetzung 
von zentralen Orten, Entwicklungsachsen und –schwerpunkten und Vorrangflächen 
sowie deren Konkretisierung in Regionalplänen – alles orientiert an der raumordneri-
schen Leitvorstellung des § 1 ROG, den Gesamtraum und seine Teilräume durch zu-
sammenfassende, übergeordnete Raumordnungspläne und durch Abstimmung raum-
bedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. 
Vvor allem galt es in diesem Transformationsprozess, der zentralen Forderung nach 
der Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen Teilräumen gerecht zu wer-
den.1   

Die Dynamik der Entwicklung und der eher langsame Aufbau qualifizierter neuer Ver-
waltungsstrukturen führten vielfach dazu, dass die tatsächliche räumliche Entwicklung 
in großem Umfang neben und quer zu den klassischen raumplanerischen Vorstellun-
gen verlief. Raumordnung, Landes- und Regionalplanung vollzogen eher das nach, 

                                                 
1  In der novellierten Fassung des ROG 1998 wurde diese Leitvorstellung noch konkretisiert durch As-

pekte einer nachhaltigen Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den 
Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang zu bringen und zu einer dauerhaften, groß-
räumig ausgewogenen Ordnung führt (§1 Abs 2 ROG). 
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was bereits Realität war, als das sie Entwicklungsvorgaben machen konnten. Hierzu 
gibt es eine Reihe kritischer Untersuchungen – allerdings eher als beschreibende Dar-
stellungen in Zeitschriftenbeiträgen denn als umfassende Untersuchungen. 

In der Wende- und unmittelbaren Nachwendezeit gingen forschungsmäßig die wich-
tigsten Impulse und Aktivitäten von der BFLR (BBR) und der ARL aus. Im Sinne von 
Hilfestellungen, Arbeitshilfen und Problemlösungsvorschlägen wurden raumwissen-
schaftlich begründete und gesicherte Erkenntnisse vermittelt, die unmittelbar dem Auf-
bau raumordnerischer Grundstrukturen in den neuen Ländern dienten. Die Einbezie-
hung dieser Beiträge in die Untersuchung erscheint sinnvoll, auch wenn sie möglicher-
weise nicht einem eng ausgelegten Begriff von Forschung entsprechen. 

Über die Phase des Transformationsprozesses liegen eine Reihe übergreifender aber 
auch länderspezifischer Untersuchungen vor, die überwiegend analytischen und be-
schreibenden Charakter haben. Hierzu zählen auch gutachterliche und prognose-
orientierte Untersuchungen für die Erstellung von Raumordnungsplänen und Regional-
plänen, die fachliche Begründung für die funktionale und planerische Etablierung des 
Zentrale-Orte-Systems sowie die Darstellung großräumiger Entwicklungsachsen und 
-schwerpunkte. Dabei spiegeln sich häufig in den einzelnen neuen Ländern die jeweili-
gen Grundstrukturen der alten „Betreuungsländer“ wieder (z.B. Brandenburg-NRW; 
Sachsen-Bayern und Baden-Württemberg; Thüringen-Hessen; Mecklenburg-
Vorpommern – Schleswig-Holstein; Sachsen-Anhalt - Niedersachsen). 
 
11.2.1.1 Aufbau föderaler Strukturen  

Die nach der Wende in Ostdeutschland vorgenommene föderale (territoriale) Neuglie-
derung wird in der Forschung vor allem aus historischer, rechts- und politikwissen-
schaftlicher Sicht behandelt, unter Einbeziehung finanzieller (Finanzkraft) und politi-
scher (relative Stärke im Vergleich zu den alten Bundesländern) Aspekte diskutiert.2 
Drei historisch/verwaltungswissenschaftlich/geografische Untersuchungen universitärer 
Einrichtungen von Blaschke3, Rutz4, Scherf/Zaumseil5,sind in diesem Zusammen-
hang als zentral anzusehen. Die Aussagen von Rutz orientieren sich an Art. 29 Abs. 1 
Grundgesetz, wonach „das Bundesgebiet neu gegliedert werden (kann), um zu ge-
währleisten, dass die Länder nach Größe und Leistungsfähigkeit die ihnen obliegenden 
Aufgaben wirksam erfüllen können. Dabei sind die landsmannschaftliche Verbunden-
heit, die geschichtlichen und kulturellen Zusammenhänge, die wirtschaftliche Zweck-
mäßigkeit sowie die Erfordernisse der Raumordnung und der Landesplanung zu be-
rücksichtigen.“ 

Vor diesem Hintergrund stellt die letztlich gewählte Lösung mit der Bildung von 
fünf neuen Bundesländern nicht die sinnvollste Lösung dar. Der territoriale Zu-
schnitt ist ein Kompromiss aus Anlehnung an die bis dahin geltende Bezirksstruktur der 
DDR und einer restaurativen Anknüpfung an die bis 1952 geltende – und dann durch 

                                                 
2  Siehe Heft „08 Öffentliche Finanzen“, Teilkapitel 6 „Die Diskussion um eine Neugliederung der Bun-

desländer“ 
3  Blaschke (1990). 
4  Rutz (1991). 
5  Scherf/Zaumseil (1990). 
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die Bezirke abgelöste - Nachkriegsordnung der sowjetischen Besatzungsmacht. Ge-
messen an der durchschnittlichen Größe westdeutscher Länder wären drei neue Län-
der angemessen gewesen. Unter Berücksichtigung der Diskussion in den alten Bun-
desländern über eine Länderneugliederung wären zwei Länder sinnvoll gewesen. Rutz 
weist nach, dass letztlich landsmannschaftliche und kulturelle Aspekte eine grö-
ßere Rolle spielten als ökonomische und finanzielle Kriterien. Als aus raumordne-
rischer Sicht gravierende Fehler beim Neuzuschnitt der Länder sieht Rutz an, die Auf-
teilung des mitteldeutschen Industrie-Reviers auf Sachsen und Sachsen-Anhalt, die 
Rückgliederung von Altenburg und Schmölln nach Thüringen sowie die Grenze zwi-
schen Brandenburg und Sachsen, die die Lausitz auf zwei Länder aufteilt. 

Die letztlich realisierte Lösung mit fünf Ländern basierte auf Vorarbeiten aus dem Jahr 
1989 der DDR-Koalitionsregierung unter Ministerpräsident Modrow und der eigens ein-
gerichteten „Kommission für die Vorbereitung der Durchführung der Verwaltungsre-
form“ sowie des unter der Regierung de Maizière eingerichteten Ministeriums für Regi-
onale und Kommunale Angelegenheiten. Erste Modellüberlegungen (Zwei-/Drei-/Vier-
/Fünf-Länder-Regelung) für eine Neugliederung wurden von Blaschke formuliert. Diese 
wurden von Rutz in seiner Untersuchung weitgehend übernommen. Rutz argumentiert, 
dass schon mit Beginn des Jahres 1990 die Diskrepanz zwischen theoretischen Kon-
zepten und dem politischen Druck einzelner politischer Gruppierungen deutlich wurde, 
die gegen jegliche Zentralgewalt rebellierten und weitgehend der alten Ländergliede-
rung von vor 1952 anhingen. Vor allem die in den Bezirken eingesetzten Regierungs-
bevollmächtigten, die neu installierten Räte, „Runden Tische“ und andere politische 
Einrichtungen waren hier meinungsbildend. Unter diesen Voraussetzungen hatten an-
dere Lösungsansätze kaum eine Realisierungschance. Die noch im Vorfeld von 
Blaschke formulierte Forderung, die Neugliederung als wirklichen Neuanfang zu 
nutzen und eine für die Zukunft tragfähige Territorialstruktur zu schaffen, lief ins 
Leere. Er plädiert für die Schaffung von Gebietseinheiten, die sich im wirtschaftlichen 
Wettbewerb behaupten können und warnt vor den entstehenden Kosten bei einer Lö-
sung mit zu vielen neuen Ländern. Sowohl Blaschke als auch Rutz hatten schon den 
von der Modrow-Kommission erarbeiteten Vorschlag zur Einrichtung von vier neuen 
Ländern (Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Thüringen und Sachsen) mitentwi-
ckelt und befürwortet. 

Auch Scherf/Zaumseil befassen sich mit den in anderen Zusammenhängen bereits 
diskutierten drei Grundvarianten einer Neugliederung. Unter den generellen Bedingun-
gen des dynamisch verlaufenden Vereinigungsprozesses plädieren die Autoren für die 
Variante einer Schaffung von fünf Ländern ausgehend von der bis 1952 vorhandenen 
Ländergliederung auf der Basis der Zusammenlegung entsprechender Bezirksterrito-
rien. Beide Autoren verweisen dabei aber auch auf eine erforderliche Gebietsreform 
auf kommunaler und auf Kreisebene, die ebenfalls ungelöste Fragen der Raum-
ordnung, Regional- und Landesplanung in sich bergen. 

Im zeitlichen Ablauf nach der Gründung der fünf neuen Länder lassen sich keine we-
sentlichen neueren Forschungen zu dieser Thematik feststellen. Einen Sonderfall stellt 
der Versuch einer Länderneugliederung durch die Fusion der Länder Berlin und Bran-
denburg Mitte der 90er Jahre dar. In einem Sammelband der Akademie für Raumfor-
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schung und Landesplanung ARL6 untersuchen mehrere Autoren die Ursachen für 
das Scheitern der Fusion und zeigen Konsequenzen auf. So werden die Steuerungs- 
bzw. Selbtsregelungsfähigkeit der politischen und wirtschaftlichen Akteure in Berlin und 
Brandenburg thematisiert (Keim), die Konsequenzen für die gemeinsame Landespla-
nung und für die regionale Kooperation aufgezeigt (Schulte; Bluth) sowie die regional-
wirtschaftliche Lage und regionalpolitische Handlungsoptionen nach der gescheiterten 
Fusion diskutiert (Kujath) und die aktuelle Entwicklung der Arbeitsmarktregion Berlin-
Brandenburg dargestellt (Seitz). Aus den einzelnen Beiträgen werden durchaus auch 
kontroverse Sichtweisen der Vor- und Nachteile einer Fusion beider Länder deutlich. 

Aktuell ist die Frage einer föderalen Neugliederung allerdings wieder in die Diskussion 
gekommen durch Forderung aus Wissenschaft und Politik nach einer Föderalismusre-
form. Diese Diskussion bezieht sich jedoch nicht allein auf die neuen Bundesländer, 
sondern meint die föderalen Strukturen der Bundesrepublik insgesamt. Beispielhaft zu 
nennen ist hier der Beitrag von Bauer7, der thematisiert, dass der deutsche Födera-
lismus seit geraumer Zeit unter Rechtfertigungsdruck geraten ist. Das Schlagwort 
vom „Wettbewerbsföderalismus“ (statt des bisher praktizierten „Kooperationsfödera-
lismus“) macht die Runde und zielt auf eine Umorientierung des Grundgesetzes auf 
das Leitbild des „kompetitiven Bundesstaats“ – auch vor dem Hintergrund der eu-
ropäischen Entwicklung.  
 
11.2.1.2 Raumordnungsrecht 

Übergreifende Forschungen mit dem expliziten Bezug zum Raumordnungsrecht und 
dessen Einführung in den neuen Ländern liegen keine Arbeiten im eigentlichen Sinne 
vor. Als relevant in einem weiteren Sinn können hier lediglich Arbeiten und Aktivitäten 
benannt werden, die vor allem von der BFLR in der Wendezeit initiiert wurden. Hier er-
geben sich große Überschneidungen zum Kap. 11.2.1.3 „Pläne und Instrumente“ und 
zum Kap 11.2.1.4 „Zentrale Orte System“. Als zentrale Veröffentlichungen sind in die-
sen Zusammenhängen einzelne Bände der „Materialien zur Raumentwicklung“ der 
Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung BfLR8 anzusehen. 
Heft 39 befasst sich explizit mit Konzepten, Instrumenten und der Organisation der 
Raumordnung. Als zentral werden drei Fragestellungen behandelt: für welche Proble-
me in der räumlichen Entwicklung vordringlich Lösungen gefunden werden müs-
sen; mit welchen Konzepten, Maßnahmen und Instrumenten die Raumordnung die 
räumliche Entwicklung beeinflussen kann und wie eine funktionsfähige Raumord-
nung organisiert werden kann. Kistenmacher plädiert in seinem Beitrag „Raumord-
nungspolitische Konzeptionen und Instrumente der Raumentwicklung“ für pragmati-
sche Vorgehensweisen, da nicht gewartet werden könne, bis erforderliche 
Grundlagenuntersuchungen abgeschlossen seien. Insbesondere werden Folge-
rungen aus den §§ 1 und 2 ROG (Aufgaben und Leitvorstellung der Raumordnung; 
Grundsätze der Raumordnung) im Hinblick auf raumordnungspolitische Konzeptionen 
und Planungsinstrumente in Gesamtdeutschland gezogen (siehe hierzu auch unter 
11.2.1.3 und 11.2.1.4). Besondere Bedeutung wird hier der Leitvorstellung der Herstel-

                                                 
6  Akademie für Raumforschung und Landesplanung (1997a) 
7  Bauer, H. (2002). 
8  Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (1991). 
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lung gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen Teilräumen beigemessen, mit der Be-
tonung, dass dies nicht statisch im Sinne von „Besitzstandswahrung“ zu verstehen 
sei, sondern eher dynamisch im Sinne von Wahrnehmung neuer Chancen und 
Berücksichtigung sich verändernder Rahmenbedingungen, woraus sich die Not-
wendigkeit einer kontinuierlichen Überprüfung und Weiterentwicklung des Instrumenta-
riums ergibt.  

Die etwa ab Mitte der 90er Jahre einsetzenden überprüfenden und wertenden Unter-
suchungen zu raumordnerischen Fragestellungen befassen sich weniger mit dem ei-
gentlichen Raumordnungsrecht als vielmehr mit der Wirksamkeit einzelner Instrumente 
bzw. mit länderspezifischen Erfahrungen auf den unterschiedlichen Planungsebenen. 
Das Raumordnungsrecht selbst gerät erst wieder im Zusammenhang mit der Novellie-
rung des Städtebaurechts Ende der 90er Jahre in die Diskussion, allerdings „gesamt-
deutsch“ und nicht auf Ostdeutschland begrenzt. 
 
11.2.1.3 Pläne und Instrumente 

Als „Pläne und Instrumente“ werden hier in erster Linie raumordnerische Pläne der 
Landes- und Regionalplanung und (Planungs-) Instrumente der Raumordnung wie 
„Zentrale Orte“, „Entwicklungsachsen“, „Vorranggebiete“, „Städtenetze“, „regionale Ko-
operationen“, „Regionalmanagement“, „regionale Entwicklungskonzepte“ verstanden. 
(Vgl. zur Praxisanwendung ausführlich auch Band 12 Regionalpolitik.)  

Zu Plänen und Instrumenten der Raumordnung liegen einzelne Forschungen, Gutach-
ten und Pläne vor, die sich in ihren Forschungsgegenständen räumlich zum einen auf 
Ostdeutschland insgesamt beziehen, zum anderen aber auf die Landes- und Regio-
nalplanungsebene. Zu berücksichtigen sind hier jedoch vor allem solche Arbeiten, die 
einen Forschungsbezug erkennen lassen; Gutachten und Pläne, die räumlich konkreti-
sierte Planaussagen enthalten (z. B. Landesentwicklungsprogramme und –pläne, Re-
gionalpläne; raumordnerische Strukturkonzepte) werden hier außen vor gelassen. 

Als führend sind im Bereich der Forschung über Pläne und Instrumente die Auftrags-
forschung der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
BFLR ob übergreifend wie z. B. die „Regionalbarometer neue Länder“ oder im Rahmen 
von ExWoSt-Forschungsfeldern sowie die Aktivitäten der Akademie für Raumfor-
schung und Landesplanung zu nennen. 

Für die erste Phase unmittelbar nach der Wende sind zwei grundlegende, auf langjäh-
rigen Forschungen für die alte Bundesrepublik basierende Arbeiten für die neuen Län-
der von Bedeutung, die eher im Sinne von Arbeitshilfen für den Aufbau raumordneri-
scher Grundstrukturen in den neuen Bundesländern zu verstehen sind. Im Materia-
lienband der BfLR „Raumordnung in Deutschland“9 werden Konzepte, Instrumente 
und Organisation der Raumordnung von unterschiedlichen Raumwissenschaftlern dar-
gestellt und in ihrer Bedeutung für die neuen Länder bewertet. Als zentrale Aussage in 
dem hier interessierenden Zusammenhang ist anzusehen, dass das in der alten Bun-
desrepublik seit Jahrzehnten erprobte und ständig weiterentwickelte und ergänzte In-
strumentarium der Landes- und Regionalplanung trotz mancherlei Schwächen 

                                                 
9  Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (1991). 
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die Voraussetzungen dafür bietet, bei modifizierter Ausgestaltung auch in den 
neuen Ländern angewandt zu werden (Kistenmacher). Allerdings könne es nicht um 
eine schematische Übernahme der unterschiedlichen Instrumente gehen, son-
dern es müsse – angepasst an die unterschiedlichen raum- und siedlungsstruk-
turellen sowie ökologischen Erfordernisse – eingesetzt werden. Im Einzelnen 
werden raumwissenschaftlich fundierte Aussagen und Hinweise zur Verankerung des 
Zentrale-Orte-Konzepts, zu Funktionszuweisungen für Gemeinden, zu Achsenkonzep-
tionen, zu Vorranggebieten und zu Regionalen Grünzügen, zur Anwendung von Richt-
werten, zu Raum- und Gebietskategorien und zur Durchführung von Raumordnungs-
verfahren getroffen. 

In eine ähnliche Richtung gehen die vor dem Hintergrund raumwissenschaftlicher For-
schungen formulierten Aussagen der Akademie für Raumforschung und Landespla-
nung zum Aufbau raumordnerischer Strukturen in den neuen Bundesländern. Behan-
delt wird das gesamte raumordnerische Instrumentarium mit der Maßgabe, dass die 
zukünftige Entwicklung in den Kommunen und Regionen der neuen Länder vielfältige 
landes-, regional- und stadtplanerische Entscheidungen erfordert, um günstige Stand-
ortvoraussetzungen zu schaffen und die sich beschleunigenden Entwicklungsprozesse 
zu beeinflussen mit dem Ziel, eine langfristige Verbesserung der gegenwärtigen und 
zukünftigen Lebensbedingungen zu sichern.  

Ebenfalls in diesen Zusammenhang einzuordnen sind die zum Raumordnungsbericht 
1991 der Bundesregierung aus wissenschaftlicher Sicht formulierten Stellungnahmen 
von Kind10 und Selke11, die z. T. explizit auf die Entwicklungen und Anforderungen 
der neuen Bundesländer Bezug nehmen12. 

Landesplanung 

Forschungen zur Landesplanung in den neuen Bundesländern sind kaum übergreifend 
als vielmehr zu Einzelaspekten (z. B. Zentrale Orte) vorgenommen worden. Auch das 
Instrument Raumordnungsverfahren ist Gegenstand von Forschungen gewesen. Die 
im Zusammenhang mit der Erarbeitung der Landesentwicklungspläne und –
programme erstellten Gutachten sind in aller Regel nicht veröffentlicht worden. Hier er-
gab auch eine Umfrage bei den Ländern wenig Resonanz. Soweit vorhanden, sind ein-
zelne Forschungsbeiträge in den entsprechenden Teilkapiteln abgehandelt (vgl. z. B. 
Kap. 11.2.1.3 Pläne und Instrumente sowie Kap. 11.2.1.4 Zentrale-Orte-System).  

Von Relevanz ist hier eine übergreifende Untersuchung der ARL zur Zuordnung der 
Raumordnung und der Stellung der Landschaftsplanung zur Raumplanung und 
der Formen ihrer Integration am Beispiel der Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen. So wurde in den Anfang der 90er Jahre verabschiedeten Landesgesetzen, 
insbesondere zur Landesplanung und zum Naturschutz, Inhalte, Kompetenzen und 
Rahmenbedingungen für die Planung festgelegt. Die dort gewählten Ressortierungen, 
häufig zugunsten der Umweltressorts und damit einer engen Nachbarschaft zum Na-
turschutz als Träger der Fachplanung, belegen das Bestreben, die Raumordnung eng 
mit dem Umweltschutz zu verbinden und Belange des Umweltschutzes in die raumbe-
                                                 
10 Kind (1991). 
11 Selke (1991). 
12  Akademie für Raumforschung und Landesplanung (2000b). 
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zogenen Entwicklungsziele qualifiziert einzubeziehen. Der Band enthält neben der län-
derspezifischen Darstellung der Entwicklung und der Rahmenbedingungen der Integra-
tion von Raumordnung und Landschaftsplanung in den Ländern Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen vor allem eine praxisnahe Darstellung der Erfahrungen im Frei-
staat Sachsen mit dem Modell der Primärintegration der Landschaftsplanung in die 
Landes- und Regionalplanung. Dargestellt werden Erfolge und Hemmnisse bei der In-
tegration der Landschaftsplanung in die Regionalplanung und es werden Empfehlun-
gen für die Weiterentwicklung formuliert. 

Eine Sonderrolle im Rahmen der Forschung zu landesplanerisch relevanten Themen 
nimmt die politik- und regionalwissenschaftliche Begleitung der landesplaneri-
schen Entwicklung in der Region Berlin ein. Nicht nur der Aufbau einer gemeinsa-
men Landesplanung Berlin-Brandenburg, sondern auch die Diskussion um das Leitbild 
der „dezentralen Konzentration“ für die Siedlungsentwicklung werden thematisiert. E-
her grundlegend ist die Darstellung von Zielsetzung, Aufbau und Wirkungsweise der 
gemeinsamen Landesplanung Berlin-Brandenburg von Schulte13. Die gemeinsame 
Landesplanung erhebt den Anspruch, eine weitreichende Form rechtlich verbindli-
cher institutioneller Zusammenarbeit im metropolitanen Raum zu etablieren und 
eine integrierte Siedlungs- und Verkehrsplanung im Sinne einer nachhaltigen Entwick-
lung zu erreichen. Alle Ressourcen sollen für einen leistungs- und zukunftsorientierten 
Metropolenraum genutzt werden und dabei räumliche Ungleichgewichte und andere 
negative Effekte vermieden werden. Als zentrales Leitbild dient hierzu das Leitbild der 
dezentralen Konzentration. Gemeinsam erarbeitete, die Landesgrenzen überschreiten-
de räumliche Strukturkonzepte sollen für alle Beteiligten eine Orientierung für kommu-
nale Planungen und grenzüberschreitende Projekte darstellen. 

Während die bisherigen Erfahrungen mit der gemeinsamen Landesplanung (die zu ei-
nem gemeinsamen Landesentwicklungsprogramm 1998 geführt haben) durchweg po-
sitiv eingeschätzt werden (Räder)14, wird von Holzhauser/Legenstein15 das Konzept 
der dezentralen Konzentration als gescheitert angesehen. Die Umsetzung des Leit-
bildes bleibt hinter den Zielvorgaben einer polyzentralen Landesentwicklung zurück; 
die Disparitäten zwischen dem äußeren Entwicklungsraum und dem engeren Verflech-
tungsraum nehmen nicht ab und für eine langfristige Durchsetzung des Konzepts mit-
tels forcierter Förderung der Peripherie fehlt dem Land das Geld. Das Konzept wird 
als zu starr und zu wenig an den Realitäten orientiert kritisiert, wirtschaftliche und 
strukturelle Ungleichheiten in der Region werden durch diese Konzept nicht abgefe-
dert. Alternativen werden in flexiblen, kleinteiligen Aktivitäten und in einem Zusam-
menwirken der regionalen Akteure und Initiativen gesehen, für die Fördermittel bereit-
gestellt werden müßten (z. B. für den Tourismus). 

Raumordnungsverfahren 

Nach dem Raumordnungsgesetz (§ 15) ist das Raumordnungverfahren ein Instrument 
der Landesplanung mit dem Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen unterein-
ander und mit den Erfordernissen der Raumordnung abzustimmen sind. In einer eher 

                                                 
13  Schulte (2000). 
14  Räder (2001). 
15  Holzhauser/Legenstein (2001). 
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grundlegenden universitären Rechtstatsachenforschung von Haneklaus16 werden die 
Rechtslage, Durchführungshindernisse und Lösungsansätze bei der Anwendung von 
Raumordnungsverfahren in den neuen Bundesländern untersucht (vor der Verabschie-
dung einzelner Landesplanungsgesetze). Der Beitrag geht auf die Bedeutung der 
Raumordnung und Landesplanung im Erneuerungsprozess der neuen Länder ein, um 
eine geordnete und umweltverträgliche räumliche Entwicklung gewährleisten zu kön-
nen. Um raumbedeutsame Einzelvorhaben privater und öffentlicher Träger überprüfen 
zu können ist danach zu fragen, in wie weit in den neuen Bundesländern bereits 
Grundlagen zur Durchführung von Raumordnungsverfahren oder sonstigen Abstim-
mungsverfahren vorhanden sind. Als Ergebnis werden mehrere Empfehlungen formu-
liert: Bis zum Inkrafttreten eigener Landesplanungsgesetze sollten einfache und we-
nig formalisierte landesplanerische Abstimmungsverfahren durchgeführt wer-
den; Maßstäbe für solche Verfahren sollten die Grundsätze des § 2 Abs. 1 ROG sein; 
Empfohlen werden schließlich Regelungen, die ein Verfahren zur Aufstellung einzelner 
Ziele unter Berücksichtigung der nach § 5 ROG zu beachtenden Anforderungen vorse-
hen. Daraus ließen sich künftig bereits vor der Erstellung umfassender Programme und 
Pläne einzelne zielkonforme Maßstäbe für die Durchführung förmlicher Raumord-
nungsverfahren gewinnen. 

Vollzugsfragen des Raumordnungsverfahrens im Ländervergleich NRW und Branden-
burg werden in einer ebenfalls universitären Rechtstatsachenuntersuchung von Hopp17 
behandelt. Ziel der Untersuchung ist es, vor dem Hintergrund der teilweise neu gefass-
ten bundesrechtlichen Vorgaben zum Raumordnungsverfahren systemgerechte Lö-
sungsvorschläge für praxisrelevante Rechtsprobleme des Raumordnungsverfahrens zu 
erarbeiten und einen Beitrag zur Klärung der Wirksamkeit dieses Instruments zu leis-
ten. Die insgesamt eher beschreibende Darstellung macht vor allem das breite Spekt-
rum der landesrechtlichen Ausgestaltung des Raumordnungsverfahrens deut-
lich. 

In mehreren Forschungsbeiträgen ist das Instrument Raumordnungsverfahren und sei-
ne Anwendung anhand von Fallbeispielen in einzelnen neuen Bundesländern unter-
sucht worden. Hübler und Cassens18 stellen in ihrem Sammelband über einen uni-
versitären Workshop mehrere Fallbeispiele vor und arbeiten aktuelle Probleme der 
Anwendung und Wirkungsweise dieses Instruments in den neuen Bundesländern her-
aus. Dargestellt werden vor allem die jeweilige planungsrechtliche Situation, die Dis-
kussion um Planungserleichterungen sowie auftretende Problem und Missverständnis-
se. Als Fallbeispiele werden das „Raumordnungsverfahren Schnellbahnverbindung 
Hannover-Berlin“ in Sachsen-Anhalt, der „Ferienpark Groß-Nemerow“ in Mecklenburg-
Vorpommern und das „Einkaufszentrum Wurzen-Roitzsch“ im Freistaat Sachsen be-
handelt. Zusammenfassend wird den in diesem Rahmen durchgeführten Raumord-
nungsverfahren sowie den damit eng verknüpften Umweltverträglichkeitsstudien auf 
zwei grundsätzliche Mängel hingewiesen: Zum einen wird über Wechselwirkungen 
eines Vorhabens mit anderen Planungen und Maßnahmen nichts gesagt und zum 
anderen findet eine alternative Standortsuche im Raumordnungsverfahren bei wirt-

                                                 
16 Haneklaus (1993). 
17 Hopp (1999). 
18 Hübler/Cassens (Hrsg.) (1993). 
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schaftsrelevanten Vorhaben nicht statt. Darüber hinaus wären durch ein besseres 
Planungsmanagement bei den Fachplanungsträgern beachtliche Zeitersparnisse bei 
der Planung und Projektierung öffentlicher Investitionen möglich gewesen. Unter dem 
Aspekt der Partizipation und gesellschaftlichen Einflussnahme bei raumbedeut-
samen Großprojekten befasst sich Mäding19 am Beispiel der beiden Großprojekte 
„Magnetbahn Transrapid“ und dem „Flughafen Berlin-Brandenburg International“ mit 
den Möglichkeiten der Partizipation und Einflussnahme bei derartigen Großprojekten. 
Partizipation und gesellschaftliche Einflussnahme bei derartigen Großprojekten sind 
begrüßenswert und können die Akzeptanz der Entscheidungen staatlichen Handels er-
höhen. Für Raumordnungsverfahren werden frühzeitige öffentliche Vorab-
Dokumentationen und längere Auslegungsfristen der Antragsunterlagen empfohlen. 
Daneben sollten ernsthafte Prüfungen von „Null-Varianten“ erfolgen. Schließlich soll-
ten sich Kooperationen der Raum- und Landesplanung mit Wirtschaftsunternehmen, 
Verbänden und gesellschaftlichen Kräften nicht nur auf die Konzeptionsphase der Vor-
haben beschränken, sondern auch auf die Konkretisierungsphase, um verbindliche 
Entscheidungen über die räumliche Entwicklung der Region zu treffen. Partizipation, 
so ein Fazit, führt Konflikte nicht herbei, sondern macht sie deutlich sichtbar und 
damit rational lösbar. 

Regionalplanung 

Im Rahmen von Untersuchungen und Bewertungen zum Stand und zur Wirksamkeit 
einzelner raumordnerischer Instrumente ist eine Reihe von übergreifenden, verglei-
chenden Studien vor allem zur Bedeutung der Regionalplanung von Interesse. Im Sin-
ne von Leitstudien sind hier die Untersuchungen von Erbguth, Müller, Koch20 sowie 
von Müller21 anzusehen; Als Fazit ihrer Untersuchungen, die alle neuen Länder um-
fassen, stellen Erbguth/Müller/Koch fest, dass es in einem relativ kurzen Zeitraum der 
Etablierung der Regionalplanung in den neuen Ländern gelungen ist, inhaltliche 
Grundlagen für die Gestaltung räumlicher Entwicklungsprozesse zu schaffen. 
Dabei seien während der ersten Hälfte der neunziger Jahre auch wichtige Impulse 
von der ostdeutschen Landes- und Regionalplanung auf die Raumplanung in der 
Bundesrepublik insgesamt ausgegangen – so z. B. das Aufgreifen neuer Themen 
oder der Umgang mit freiraumbezogenen Fragestellungen. Als Empfehlung für die 
Weiterentwicklung der Regionalplanung werden eine bessere Einbindung der Kom-
munen in die Regionalplanung, eine engere Verzahnung von Landes- und Regio-
nalplanung mit der Förderpolitik, eine klarere Formulierung und leichtere Nach-
vollziehbarkeit der Ziele der Regionalplanung sowie die Beseitigung erkannter 
Probleme in der Raumordnung benannt, um eine erhöhte Funktionsfähigkeit nach 
innen und eine bessere Wirksamkeit nach außen zu erreichen. 

Müller stellt als Ergebnis seiner Untersuchung zu den Erfahrungen und Perspektiven 
der Regionalplanung in den ostdeutschen Ländern fest, dass Regionalplanung in der 
Zukunft stärker als bisher durch Problemnähe, Partizipation und Kommunikation 
geprägt sein wird. Dies erfordert nicht nur neue inhaltliche Ansätze in der Regional-
planung selbst, sondern stellt auch veränderte Anforderungen an die Regionalplaner. 

                                                 
19  Mäding (1997). 
20  Erbguth, Müller, Koch, Akademie für Raumforschung und Landeskunde (1999). 
21  Müller (1996). 
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Raumordnung sollte sich intensiver mit dem aktuellen Handlungsbedarf und dem 
Handlungswillen regionaler und lokaler Akteure auseinandersetzen, umsetzungsorien-
tierte Planungen bzw. Positivkonzepte erarbeiten und adressatenorientierte Beratungs- 
und Dienstleistungsangebote machen. Inhaltlich sollte sie stärker an den spezifischen 
Problemen der räumlichen Entwicklung in der jeweiligen Region ansetzen und die 
Kommunen besser in die Regionalplanung einbinden; teilräumliche Planungen könnten 
Planungen vor Ort besser nachvollziehbar machen, wozu auch Aussagen über die 
langfristigen Auswirkungen von Maßnahmen und Einrichtungen auf kommunale Haus-
halte oder die Beurteilung rechtlicher Konsequenzen der Raumordnung für die Kom-
munen zählen sollten.  

Weitere länderspezifische raumordnerische und regionalplanerische Studien liegen von 
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung vor22. Diese Studien thematisie-
ren vor allem bisherige Erfahrungen mit der Regionalplanung in den betreffenden Län-
dern und arbeiten Erfolge, aber auch Defizite heraus. So zeigen die sächsischen Erfah-
rungen, dass durch den rasch einsetzenden Strukturwandel nach der Wende die Mög-
lichkeiten der raumplanerischen Einflussnahme eher gering und damit Fehlent-
wicklungen vorprogrammiert waren. Bauer23 thematisiert die Kommunalisierung der 
Regionalplanung in Sachsen Anhalt und stellt die Bedeutung der Regionalplanung für 
die vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung, für die Steuerung raumbedeutsa-
mer Planungen und Maßnahmen der Behörden des Bundes und des Landes, für das 
Bauen im Außenbereich sowie für viele Einzelentscheidungen für die bauliche und 
sonstige Nutzung dar. In Sachsen-Anhalt sind nach dem Landesplanungsgesetz von 
1998 die Landkreise und kreisfreien Städte Träger der Regionalplanung. Plädiert wird 
für eine schlanke und effektive Regionalplanung, die am ehesten über eine Kom-
munalisierung der Regionalplanung erreichbar ist. Des Weiteren liegt auch eine 
Reihe von fachplanerischen Untersuchungen vor – etwa zu ausgewählten Fragen der 
Rohstoffsicherung (Jung/ Rauer24) und zur BraunkohleAbbauplanung. 

Kooperationen – Entwicklungskonzepte - Städtenetze25 

Im Raumordnungsgesetz werden mit „Regionalen Entwicklungskonzepten“ und „Städ-
tenetzen“ neue kooperative Instrumente eingeführt, die vor allem auch in den neuen 
Bundesländern von Bedeutung sein können.  Bezogen auf einzelne Länder liegen un-
terschiedliche Studien vor, die sich – neben übergreifenden raumordnungs- und regio-
nalplanerischen Fragestellungen – mit eher instrumentell ausgerichteten Aspekten be-
fassen, überwiegend als Auftrags- oder universitäre Forschungen oder als Forschun-
gen einzelner Forschungsinstitute. Zentrale Themen sind hier „Regionale Kooperatio-
nen“, „Regionale Entwicklungskonzepte“, „Regionalmanagement“ und „Städtenetze“, 
wobei alle vier thematisch eng mit einander verknüpft sind.  

Im (Tagungs-) Sammelband von Jähnke/Gawron26 „Regionale Kooperation – Notwen-
digkeit und Herausforderung kommunaler Politik“ des IRS werden neue Perspektiven 
regionaler Kooperationen sowohl im Unternehmensbereich (regionale Produktionsver-

                                                 
22  Akademie für Raumforschung und Landesplanung (1998), (1999), (2003). 
23  Bauer, L. (2003). 
24  Jung/Rauer (1990). 
25  Vgl. hierzu die ausführliche Darstellung in Band 12 Regionalpolitik. 
26  Jähnke/Gawron (2000). 
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flechtungen) als auch auf rechtlicher Ebene diskutiert. Dabei werden „klassische“ aber 
auch neue Formen interkommunaler Zusammenarbeit vorgestellt, die sich auf die Ent-
wicklung und Umsetzung gemeinsamer Projekte beziehen. Schließlich wird beispielhaft 
die sektorale Kooperation in einem regionalen Kontext thematisiert. Beispiele sind hier 
die gemeinsame Siedlungsentwicklung (Wohnungsbau) und die Freiflächensicherung 
(Regionalparks) sowie interkommunale Gewerbegebiete und das Management des öf-
fentlichen Nahverkehrs im regionalen Verbundsystem. Müller und Beyer27 stellen in ih-
rer Untersuchung „Regionalentwicklung im kommunalen Verbund. Städteverbünde in 
Sachsen“ die Bedeutung der Städteverbünde als Instrument der Raumordnung heraus. 
Interkommunale Kooperation können mit Mitteln der Landes- und Regionalplanung ge-
fördert und so bessere Voraussetzungen für die Bewältigung von Problemen der 
stadtregionalen Entwicklung geschaffen werden. Vertiefend wird von Hachmann 
und Mensing28 der Städteverbund Silberberg in Sachsen untersucht und eine positive 
Bewertung des Instruments „Städteverbund“ vor dem Hintergrund eines vorgesehenen 
Zusammenschlusses der beteiligten Einzelgemeinden zu einer Einheitsgemeinde vor-
genommen. Huth, Scheube, Sedlacek29 befassen sich in ihrer Auftragsstudie für die 
Regionale Planungsgemeinschaft Ostthüringen mit den Chancen einer Kooperation der 
Städte Altenburg-Gera-Jena für die Stärkung der regionalen Entwicklung. Untersucht 
werden Möglichkeiten und Umfang der Kooperation in unterschiedlichen Handlungsbe-
reichen (hier: Wirtschaft und Tourismus). Es werden Stärken-Schwächen-Analysen 
durchgeführt sowie Handlungsvorschläge für die Kooperation erarbeitet. Arndt, Jähnke 
und Triller30 untersuchen in einem außeruniversitären Forschungsprojekt das bran-
denburgische Städteforum als instrumentellen Ansatz einer strategischen Pla-
nung für die Regionalen Entwicklungszentren des Städtekranzes um Berlin. Das 
Städteforum wird als eine politische „Netzwerkinstitution“ dargestellt, mit dem neue 
administrative Kommunikationsebenen der Entscheidungsvorbereitung und –
umsetzung geschaffen wurden und Weichen für ein gemeinsames Vorgehen und damit 
eine Stärkung der Regionalen Entwicklungszentren erreicht werden konnte. 

In einer universitären Forschungsarbeit von Albert31 wird untersucht, in wie weit die 
Regionalplanung in informelle Kooperationen der Raumordnung eingebunden ist. Refe-
renzprojekte sind dabei unterschiedliche Modellvorhaben der Raumordnung (u. a. die 
Räume Prignitz, mecklenburgische Seenplatte, Brandenburg, Halle/Saale und Leipzig. 
Die Modellprojekte werden als positive Ergänzung der Regionalplanung eingeschätzt; 
bemängelt wird die mangelnde Einflussmöglichkeit auf die Förderungen Anderer. Au-
ßerdem fehle es der Regionalplanung an einer starken Koordinierungsfunktion. In ei-
nem weiteren Sinne können hier auch Forschungen zu Kooperationsansätzen im länd-
lichen Raum eingeordnet werden. Die Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit 
und die Förderung von regionalen Entwicklungskonzeptionen – hier im ländlichen 
Raum – war Gegenstand eines ExWoSt-Forschungsfeldes „Einbindung städtebaulicher 
Aktivitäten im ländlichen Raum in überörtliche Handlungskonzepte“ (Bundesministeri-
um für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau32). Ostdeutsche Modellvorhaben wa-
                                                 
27  Müller/Beyer (1999). 
28  Hachmann/Mensing (2000). 
29  Huth/Scheube/Sedlacek (2002). 
30  Arndt/Jähnke/Triller (1997). 
31  Albert (2000). 
32  Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (1994). 
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ren hier „Müritz Nationalpark“, Zentrenkonzept Hoher Fläming“, „Region Nord-
harz/Thale“, „Bornaer Pleißeland“, „Oberlausitzer Modellverbund“ und „Südlicher Gei-
seltalsee“. 

Das Themenfeld „Städtenetze“ ist forschungsmäßig vor allem durch das ExWoSt-
Forschungsfeld „Städtenetze“ des Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung33 
bearbeitet worden, in dessen Rahmen auch ostdeutsche Städtenetze als Modellvorha-
ben berücksichtigt wurden. Hervorgehoben wird die Bedeutung von Städtenetzen für 
die Regionalpolitik. Danach können Städtenetze auf der Basis von Raumordnung und 
Regionalplanung als Motor der interkommunalen Kooperation dienen und die Lei-
stungsfähigkeit der Regionalpolitik stärken. Wichtige Voraussetzungen sind die 
Freiwilligkeit, die Akzeptanz eines Kräftegleichgewichts zwischen den Akteuren, sowie 
die Einbindung der Politik. Nach der Etablierung der Städtenetze erscheint eine konti-
nuierliche Weiterführung und der Ausbau der Kooperationsstrukturen erforder-
lich, um auf Dauer Wirksamkeit zu erzielen. Als Auftragsforschung im Rahmen der 
Begleitforschung zum ExWoSt-Forschungsfeld „Städtenetze“ untersuchen Jurczek, 
Völker und Vogel von der Universität Chemnitz34 das sächsisch-bayerische Städtenetz 
Bayreuth, Chemnitz, Hof, Plauen und Zwickau. Die Ergebnisse des ExWoSt-
Modellvorhabens dokumentieren einen Zwischenstand zur Kooperation der beteiligten 
Städte. Herausgearbeitet wird die Bedeutung der funktionalen Verknüpfung und Ko-
operation der beteiligten Städte als Beitrag für die Stabilisierung und Entwicklung der 
Raumstruktur. Von besonderer Bedeutung in diesem Modellvorhaben ist die Länder-
grenzen überschreitende Kooperation zwischen Sachsen und Bayern. Zu ähnlichen 
Ergebnissen kommen Schmidt35 über das Städtenetz Prignitz und Lüken-Isberner36 
über das Städtenetz SEHN – Südharz-Eichsfeld-Hainich-Netz. Übergreifend themati-
sieren Danielzyk und Priebs37 das Instrument Städtenetze und bezeichnen es als ein 
„raumordnungspolitisches Handlungsinstrument mit Zukunft“.  

Regionale Entwicklungskonzepte als Instrument der Raumordnung sowie das Regio-
nalmanagement gelten vor allem in den neuen Bundesländern als geeignetes Instru-
ment zu Bündelung von Entwicklungschancen. Auch bestehen enge Verknüpfungen 
und Überschneidungen zu den Themenfeldern „Regionale Kooperation“ und „Städte-
netze“. Die wichtigsten Studien hierzu basieren ebenfalls auf Aktivitäten der Akademie 
für Raumforschung und Landesplanung (Autoren: Keim und Kühn 38). Vor allem 
anhand von Beispielen wird die Bedeutung und Steuerungswirkung regionaler 
Entwicklungskonzepte als Instrument der Landes- und Regionalplanung verhan-
delt. In der Untersuchung der Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(Hrsg.)39 über Regionale Entwicklungskonzepte und Städtenetze wird herausgearbei-
tet, dass sich mögliche Steuerungswirkungen aufgrund geringer Umsetzungserfahrun-
gen noch zu wenig nachweisen lassen, dass diesem Instrument allgemein von Planung 
und Raumforschung aber große Bedeutung beigemessen wird. Einzelne Beispiele aus 

                                                 
33  Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (1999). 
34  Jurczek/Völker/Vogel (1999). 
35  Schmidt (1997). 
36  Lüken-Isberner (1997). 
37  Danielzyk/Priebs (1996). 
38  Keim/Kühn/Akademie für Raumforschung und Landesplanung (2002). 
39  Akademie für Raumforschung und Landesplanung (1997b). 
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Sachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Berlin/Brandenburg werden 
referiert und deren unterschiedliche Steuerungsanlässe und Zielsetzungen dargestellt. 
Städteverbünde und regionale Entwicklungskonzepte können Impulse für eine 
handlungs- und umsetzungsorientierte Weiterentwicklung der Regionalplanung 
haben; allerdings bedeuten sie nicht schon für sich eine handlungsorientierte Regio-
nalplanung. Hierzu bedarf es der unterstützenden Initiativen der Länder und der Regi-
onen bis hin zur Verankerung dieser Instrumente in den Landesplanungsgesetzen so-
wie möglicherweise veränderter handlungsorientierter räumlicher Zuschnitte von 
Planungsregionen. Dies wird auch in der Untersuchung von Erbguth/Müller/Koch40 
bestätigt. Im Rahmen von regionalen Entwicklungskonzepten war die Raumplanung 
nicht unwesentlich daran beteiligt, dass sich Regionen eine adäquate konzeptionelle 
Basis für ihre weitere Entwicklung und die Durchführung konkreter Einzelmaßnahmen 
schaffen konnten, wobei die Initiative hierzu allerdings überwiegend von der Landes-
ebene ausging. Regionalen Entwicklungskonzepten wird in den neuen Ländern insge-
samt somit eine zunehmende Bedeutung beigemessen. Ebenfalls als Auftragsfor-
schung liegen aus Thüringen (Thüringer Ministerium für Bau und Verkehr) 41 zwei Stu-
dien zu Regionalen Entwicklungskonzepten vor, wobei sich die eine mit der Evaluie-
rung von Regionalen Entwicklungskonzepten befasst (Evaluierung der Regionalen 
Entwicklungskonzepte. REK Städtedreieck Saalebogen, REK Technologieregion Ilme-
nau, REK Schwarzatal, REK Südlicher Landkreis Saalfeld-Rudolstadt). Die zweite Stu-
die befasst sich übergreifend mit der raumstrukturellen Entwicklung in Thüringen (Thü-
ringer Ministerium für Bau und Verkehr42. Als Ergänzung und instrumentelle Erweite-
rung kann hier der wissenschaftliche Beitrag von Wiegandt43 zu „Ökologischen Re-
gionalkonzepten“ angesehen werden. Da Anfang 1994 nur wenige verbindliche Regi-
onalpläne vorlagen, werden ökologisch ausgerichtete Entwicklungskonzepte vorge-
schlagen, die stärker umsetzungsorientiert angelegt sind. Die Konzepte sollten projekt-
bezogene Maßnahmen enthalten, die von den regionalen Entscheidungsträgern in dis-
kursiven Verfahren zu entwickeln sind. Als Auftragsforschung für das Land Sachsen-
Anhalt mit der Themenstellung „Städtenetze“, „Netzwerke“ und „regionale Standortqua-
lifizierung“ können beispielhaft die Untersuchungen von Schädlich u. a. 44, Conrad und 
Bock45 sowie Schädlich, Abicht, Dubiel und Hande46 aufgeführt werden. In allen Stu-
dien werden vor allem die Chancen und Entwicklungsmöglichkeiten von netzwerkähnli-
chen Strukturen behandelt. 

Das Regionalmanagement wird – vor allem in den neuen Bundesländern – als ein 
notwendiges ergänzendes Aufgabenfeld der regionalplanerischen Aufgaben im 
Sinne einer Chance zur regionalen Selbststeuerung angesehen. Mit Beispielen 
aus Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt wurden von Schenkhoff/Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.)47  methodische Grundlagen und Ziel-
setzungen erarbeitet. Auf der Basis einer flächendeckenden Recherche zum Einsatz 

                                                 
40  Erbguth/Müller/Koch (1999). 
41  Thüringer Ministerium für Bau und Verkehr (2001a). 
42  Thüringer Ministerium für Bau und Verkehr (2001b). 
43  Wiegandt (1994). 
44  Schädlich u. a. (1996). 
45  Conrad/Bock (1997). 
46  Schädlich/Abicht/Dubil/Hande (1996). 
47  Schenkhoff/Akademie für Raumforschung und Landesplanung (2003). 
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dieses Instruments in Ostdeutschland kommt Schenkhoff zu dem Ergebnis, dass dem 
Regionalmanagement als einem eher informellen Steuerungsinstrument eine wichtige 
Impuls- und Steuerungsfunktion beigemessen werden kann.  
 
11.2.1.4 Zentrale-Orte-System48 

Das Zentrale-Orte-System wird als ein wichtiges Instrument der Raumordnung ange-
sehen, um eine nachhaltige Entwicklung dezentraler Siedlungsstrukturen zu sichern 
und auszubauen (vgl. auch die Ausführungen in Kap. 11.2.2.1). In der alten Bundesre-
publik bildete es vor allem im ländlichen Raum das Grundgerüst für einen flächende-
ckenden systematischen Ausbau der Versorgungsinfrastruktur in jeweils zumutbarer 
Entfernung. Bezogen auf die neuen Bundesländer und die unmittelbare Nachwendezeit 
wurde in erster Linie auf diesen Erfahrungen aufgebaut. Das grundsätzlich bewährte 
System der Zentralen-Orte wurde auch für die neuen Länder als geeignet angesehen. 
Auch wenn es in der ersten Nachwendezeit keine eigentlichen Forschungen hierzu ge-
ben konnte, ist der BfLR-Materialienband49 „Raumordnung in Deutschland. Teil 1: 
Konzepte, Instrumente und Organisation der Raumordnung“ hier als forschungsrele-
vant anzusehen, da in ihm wissenschaftlich fundiert Analogieschlüsse für die Übertra-
gung westdeutscher Erfahrungen auf die neuen Bundesländer gezogen werden. Bezo-
gen auf den Aufbau eines Zentrale-Orte-Systems wird dort konstatiert, dass das Zent-
rale-Orte-Konzept in teilweise modifizierter Form seine Bedeutung behalten wird 
und als Standortsystem für den Ausbau der Versorgungsinfrastruktur in den 
neuen Ländern richtig ist. Allerdings bedürfe es einer Flexibilisierung und Diffe-
renzierung hinsichtlich unterschiedlicher Raumkategorien (Kistenmacher). 

Insgesamt lassen sich zum Thema „Zentrale-Orte-System“ keine übergreifenden For-
schungen von grundsätzlicher Bedeutung für die neuen Bundesländer feststellen, 
wenngleich die Thematik bei der Ausweisung zentraler Orte im Rahmen der Erstellung 
von Landesentwicklungsplänen und –programmen in den neuen Ländern natürlich eine 
zentrale Rolle spielt. Etwa ab 1993/94 findet sich dann eine ganze Reihe von Untersu-
chungen die zum einen instrumentell die Bedeutung und Wirksamkeit des Zentrale-
Orte-Konzepts in der Raumordnung thematisieren. Diese eher theoretischen Untersu-
chungen zielen aber auf die Weiterentwicklung dieses Instruments insgesamt hin, ohne 
eine „Ostspezifik“ aufzuweisen50. Zum anderen wird dieses Konzept im Kontext unter-
schiedlicher räumlicher und fachpolitischer Zusammenhänge diskutiert (Großstadtregi-
onen, Grenzregionen; Finanzausgleich). 

Unter dem instrumentellen Gesichtspunkt der Steuerung sind die Untersuchungen ei-
nes von der Akademie für Raumforschung und Landesplanung51  initiierten For-
schungsprojekts „Fortentwicklung des Zentrale-Orte-Systems“ von Bedeutung (Auto-
ren: Danielzyk, Koch, Benedict, Sinz), die allerdings in ihrem räumlichen Bezug teil-
weise über die neuen Bundesländer hinausgehen, in ihren allgemeinen Aussagen aber 
auch auf die neuen Länder zutreffen dürften. Aus diesem Sammelband ist der Beitrag 
von Danielzyk und Koch insofern von Bedeutung, als er auf einer empirischen Erhe-
                                                 
48  Siehe Heft „11 Raumordnung“, Kap. 11.2.2.1 
49  Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (1991). 
50  Z. B. Stiens (1996), Deiters (1996), Blotevogel (1996) (2002), Priebs (1996). 
51  Akademie für Raumforschung und Landesplanung (2000a). 
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bung in mehreren Bundesländern (darunter Sachsen) beruht und zu dem Ergebnis 
kommt, dass die Bedeutung des Zentrale-Orte-Konzepts für die Raumordnung sehr dif-
ferenziert zu sehen ist, da eine erhebliche Diskrepanz zwischen dem allgemeinen 
raumordnerischen Anspruch, der mit dem Zentrale-Orte-Konzept verbunden wird 
und den Vorgehensweisen in der Planungspraxis besteht. In einer Überprüfung 
der zentralörtlichen Ausweisungen in den Landesplanungsgesetzen und Landesent-
wicklungsprogrammen der neuen Länder und in einem Vergleich mit den Ausweisun-
gen in den alten Bundesländern kommt die Bundesforschungsanstalt für Landes-
kunde und Raumordnung52 in ihrem „Regionalbarometer Neue Länder“ 1993 zu dem 
Ergebnis, dass es deutliche Unterschiede gibt. In den neuen Ländern seien für die Auf-
wertung der zentralen Orte umfassende öffentliche und private Investitionen er-
forderlich, um das Defizit in Umfang und Qualität der angebotenen und notwen-
digen Leistungen spürbar zu verbessern und den Leistungsstandard an den der 
zentralen Orte in den alten Ländern anzugleichen. Eine kritische Bewertung des Zent-
rale-Orte-Systems in Ostdeutschland wird auch von Müller53 vorgenommen. Für das 
Land Thüringen (Thüringer Ministerium für Bau und Verkehr 54) liegt eine Studie vor, 
die als Auftragsforschung des Landes zentralörtliche Einzugsbereiche untersucht. Mit 
der Frage, ob das Zentrale-Orte-Konzept noch ein zeitgemäßes und zweckmäßiges In-
strument der Raumordnung sein kann, befassen sich Hartog-Niemann und Boesler55 
am Beispiel von Zentralen Orten und Einzelhandelsstandorten in Sachsen (Vogt-
land/Südwestsachsen). Untersucht werden die Zusammenhänge zwischen Einzelhan-
delsentwicklung, veränderten Standortstrukturen, Stadtentwicklung und raumord-
nungspolitischen Zielkonzepten. Ausgangsbasis für die Untersuchung sind der Lan-
desentwicklungsplan Sachsen sowie der Regionalplan Südwestsachsen. Herausgear-
beitet wird, dass die Zielvorstellungen des Zentrale-Orte-Konzepts deutlich über die 
Frage der Verteilung der Einzelhandelsstandorte hinausgehen. 

Einzeluntersuchungen mit territorialem Bezug sind die Untersuchungen von Grimm56 in 
der Oder-Neiße-Grenzregion und das Eigenforschungsprojekt des Institut für Ökologi-
sche Raumentwicklung IÖR57 zu oberzentralen Kooperationsansätzen. Grimm analy-
siert die erkennbaren Auswirkungen der deutschen Vereinigung und der EU-
Osterweiterung auf die deutsch-polnische Grenzregion und vergleicht die unterschied-
lichen Siedlungs- und Zentrenstrukturen beiderseits der Grenze. Im IÖR-Projekt (Bear-
beiter Müller; Beier; Wiechmann) als Auftragsforschung für die sächsische Staatsregie-
rung werden die Möglichkeiten der Ausweisung von oberzentralen Kooperationsräu-
men in den sächsischen Großstadtregionen Dresden, Leipzig und Chemnitz als Wei-
terentwicklung des Zentrale-Orte-Konzepts untersucht. Als Ergebnis der Anayse wird 
vorgeschlagen, anstelle der bestehenden Zentralen Orte oberzentrale Kooperations-
räume auszuweisen, die auf der Grundlage bestehender funktionaler Verflechtungen 
sowie des aktuellen regionalen Handlungsbedarfs erfolgen sollen. In den so abge-
grenzten Kooperationsbereichen könnten die stadtregionalen Entwicklungsprozes-
se besser als bisher abgestimmt werden. Im Kontext der Gebiets- und Verwaltungs-
                                                 
52  Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (1993) 
53  Müller (1996). 
54  Thüringer Ministerium für Bau und Verkehr (2002). 
55  Hartog-Niemann/Boesler (1997). 
56  Grimm (1995). 
57  Institut für ökologische Raumentwicklung (2001). 
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reform in Sachsen-Anhalt liegt außerdem eine Untersuchung von Holtmann, Killisch 
Steinhart und Tullner58 als universitäres Forschungsprojekt vor, in der es um die Be-
deutung des Kreissitzes als zentralörtlicher Standortfaktor geht. Mittels Interviews und 
schriftlicher Befragungen bei Vertretern aus Politik, Verwaltung und Unternehmen wur-
den die möglichen funktionalen, wirtschaftlichen und kommunalpolitischen Auswirkun-
gen herausgearbeitet. Kleinräumlich für den Landkreis Dahme-Spree in Brandenburg 
untersucht Ellger59 im Rahmen eines Universitätsprojekts die Zentrenstruktur vor dem 
Hintergrund der Dienstleistungsversorgung im ländlichen Raum. Aus den Erhebungen 
wird als Ergebnis eine hohe Zufriedenheit mit dem Dienstleistungsangebot in den zent-
ralen Orten abgeleitet. Aktivitäten für eine „Regionalentwicklung von unten“, um Defizi-
te zu beseitigen, waren wenig erfolgreich, da solche von der ansässigen Bevölkerung 
nicht empfunden wurden. Die von der Regionalplanung ausgewiesenen Zentralen Orte 
werden im Hohen Maße als richtig bestätigt.  

Schließlich liegt zur Thematik „Zentrale Orte“ und Finanzausstattung in Ostdeutschland 
ein Forschungsaufsatz von Erbguth60 vor, der sich mit wirtschaftswissenschaftlichen 
und rechtlichen Aspekten der finanziellen Förderung zentraler Orte befasst. Er kommt 
zu dem Ergebnis, dass ein finanzieller Ausgleich für den Bedeutungsüberschusss zent-
raler Orte geboten scheint. Dies kann im Wege des kommunalen Finanzausgleichs be-
rücksichtigt werden, allerdings nur aufgrund eines ausstattungs- (bedarfs-) orientierten 
Nebenansatzes; besser wären allerdings Schlüsselzuweisungen. 
 
11.2.2 Siedlungsentwicklung61 

11.2.2.1 Interregionale Entwicklung (Zentrensystem) 

In der DDR-Zeit war ein hochgradig zentralisiertes Siedlungsgefüge entstanden. 
Grundgedanken des zentralörtlichen Ansatzes hatten in der Territorialplanung der DDR 
in Form der Siedlungskategorien Aufnahme gefunden. Verschiedene Zielsetzungen bei 
der Entwicklung der Siedlungsstruktur der DDR standen dabei in Spannung zueinan-
der. Während auf der einen Seite regionale Disparitäten abgebaut werden sollten, wur-
den auf der anderen wirtschaftliche Investitionen und der industrielle Wohnungsbau 
vorrangig in den größeren Siedlungszentren konzentriert62. Trotzdem ermöglichte die 
hierarchische, auf Ausgleich bedachte Siedlungsentwicklung ein relativ gleichmäßiges, 
hierarchisch gegliedertes Zentralortnetz vor allem in den schwächer urbanisierten Re-
gionen. 

Bereits in den Anfangsjahren nach der Wiedervereinigung wurde dazu in einer Analyse 
Zentraler Orte und ihrer Verflechtungsbereiche auf die zukünftige Bedeutung integrier-
ter Gebietsplanung hingewiesen63. Vor allem Agglomerationsräume sowie Räume mit 
tiefgreifendem Strukturwandel wurden betrachtet. 
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Das Instrument der Zentralen Orte erfuhr in den 1990er Jahren im Zusammenhang mit 
dem Aufbau von Regional- und Landesplanung in Ostdeutschland eine Renaissance. 
Es sollte die nach der Wiedervereinigung einsetzende dynamische Entwicklung ordnen 
und die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen sichern64. Im Folgenden werden Un-
tersuchungen berücksichtigt, die im Zuge der Entwicklung des Zentrensystems durch-
geführt wurden (zur Bedeutung des Zentrale-Orte-Systems als Instrument siehe 
11.2.1.4). 

In den ersten Jahren nach der Wende konnte auf Grund der wiedererlangten 
Selbstverwaltung und den damit einhergehenden größeren Handlungsspielräu-
men der Kommunen sowie dem Fehlen landesplanerischer Instrumentarien nicht 
steuerungswirksam auf die Siedlungsentwicklung eingegriffen werden und es 
entstanden dysfunktionale Strukturen. In Szenarien wurde eine nachholende Ent-
wicklung in Ostdeutschland aufgezeigt und mögliche Entwicklungspfade für das ost-
deutsche Städtesystem dargestellt65. Strubelt thematisiert darüber hinaus die Bedeu-
tung der Verschiebung der Hauptstadtfunktion von Bonn nach Berlin in seiner Auswir-
kung auf das siedlungsstrukturelle Gleichgewicht, da allgemeine Befürchtungen eines 
Rückfalls in zentralistische Traditionen bestanden66. 

Mitte der 90er Jahre wurde das System der Zentralen Orte wieder vermehrt disku-
tiert67. Der Entwicklungsaspekt stand dabei im Mittelpunkt der Diskussion. Im Zusam-
menhang mit der Überarbeitung der Landesentwicklungspläne (LEP) wurden darauf 
aufbauend Analysen zu höherrangigen Zentralen Orten vorgenommen. Hierzu existie-
ren Studien, die allerdings nur zu einem Teil veröffentlicht und zugänglich sind. Vor al-
lem in Sachsen liegen diesbezügliche Untersuchungen vor68. Weiterhin wurde den Ko-
operationsbeziehungen für die Zentrenentwicklung zunehmend Bedeutung beigemes-
sen69. In Sachsen, wo überörtliche Kooperationsformen (Zentrenverbünde) bereits fes-
ter Bestandteil des LEP sind, wurde u.a. auf der Basis der Betrachtung von Einzugsbe-
reichen sächsischer Großstädte der Vorschlag entwickelt, auch oberzentrale Koopera-
tionsräume einzurichten70. 

Bei den Untersuchungen zur siedlungsstrukturellen Entwicklung gewann der Aspekt 
des Bevölkerungsrückganges zunehmend an Gewicht. Für Thüringen wurden auf 
Grund dessen Gebietstypen für den LEP entwickelt71, die den spezifischen raumstruk-
turellen Gegebenheiten Rechnung tragen sollen, da die Tragfähigkeit zahlreicher Zent-
raler Orte abnimmt. Demographische Forschungen zu den aktuellen Tendenzen 
der Siedlungsentwicklung weisen darauf hin, dass insbesondere die Städte als 
Träger der Regionalentwicklung die höchsten Bevölkerungsverluste aufweisen 
und dass sich bereits heute deutliche regionale Polarisierungsmuster abzeich-
nen72. Damit setzte nun jene Siedlungsentwicklung ein, wie sie bereits kurz nach der 
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Wende für die neuen Länder prognostiziert wurde (BfLR 1993): die Ausprägung polari-
sierter Entwicklungsmuster mit stabilen bis leicht wachsenden Stadtregionen auf der 
einen und mehr oder weniger schrumpfenden Stadtregionen auf der anderen Seite. 

Weitere Forschungsarbeiten wurden angesichts der zu erwartenden negativen demo-
graphischen Entwicklung auch zunehmend in Form von Szenarien durchgeführt. Ne-
ben dem BBR, welches direkt Szenarien zur Raumentwicklung für das gesamte Bun-
desgebiet vorlegte73, sind auch die Länder bestrebt zukünftige Entwicklungen in ihren 
Wirkungen zu analysieren, um sie regional differenziert in Planungen einzubeziehen74. 
So ist die Untersuchung der Entwicklung der Zentralen Orte für Thüringen durch 
Gather/Sommer vor allem auf die Ermittlung von Einzugsbereichen und der Tragfähig-
keit gerichtet.  
 
11.2.2.2 Intraregionale Entwicklung (Suburbanisierung) 

Suburbanisierungsprozesse fanden in der DDR nicht in der Form wie in west-
deutschen Stadtregionen statt75. Mit der durch staatliche Wohnungsbaumaßnahmen 
geförderten Abwanderung der Bevölkerung aus den zunehmend verfallenden Innen-
städten in die peripheren Großwohnsiedlungen erfolgte zwar auch eine Dekonzentrati-
on der Bevölkerung, charakteristisch waren jedoch kompakte Stadtentwicklungspro-
zesse. Hinsichtlich der räumlichen Bevölkerungsentwicklung kann man sogar von einer 
Urbanisierungsphase sprechen, da die Großstädte als Konzentrationspunkte des 
Wohnungsneubaus in der DDR das demographische Potenzial ihres Umlandes regel-
recht „aufsaugten“76.  

In den 1990er Jahren wurde die Suburbanisierung zum zentralen Element raum-
struktureller Dynamik in den neuen Ländern77. Genau so schnell wie der Suburba-
nisierungsprozess Anfang der 1990er Jahre jedoch zunahm, genau so schnell hat er 
Ende des letzten Jahrzehnts wieder an Dynamik verloren, ist in Teilregionen Ost-
deutschland sogar in einen Reurbanisierungsprozess umgeschlagen78. Von einer an-
fangs befürchteten Amerikanisierung des Umlandes der ostdeutschen Großstäd-
te sind wir heute weit entfernt, selbst in den Stadtregionen der alten Bundesländern 
ist der Suburbanisierungsgrad der Bevölkerung noch weitaus höher79. Einzigartig war 
jedoch die zeitweise hohe Dynamik des Suburbanisierungsprozesses in den neu-
en Ländern, die vorrangig aus der speziellen Förder- und Abschreibungspolitik 
(Fördergebietsgesetz Ost) resultierte, der jedoch jegliche räumliche Steuerungs-
komponente fehlte80. Diese abschreibungsorientierte Stadtregionsentwicklung81 und 
somit „künstlich“ forcierte Suburbanisierung führte schon Mitte der 1990er Jahre zu 
Leerständen auf dem Wohnungs- und Büromärkten, ein Indiz dafür, dass am Markt 
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vorbei gebaut wurde82. In Anbetracht dessen und der riesigen Kosten, die jetzt für den 
Stadtumbau Ost benötigt werden, kann dieser Suburbanisierungsprozess in Anlehnung 
an Conrad (1989) im Nachhinein als „volkswirtschaftlich in höchstem Maße ver-
schwenderisch“ bezeichnet werden83. 

Dem Phänomen der zunehmenden Suburbanisierung in Ostdeutschland Rechnung 
tragend, sind eine Vielzahl von Publikationen entstanden, vorwiegend aus struktureller 
Sicht in Form von Beiträgen zur Wohn-, Einzelhandels- und Gewerbesuburbanisierung, 
vereinzelt auch mit dem Versuch einer ganzheitlichen Betrachtung des Suburbanisie-
rungsprozesses. Meist sind diese Publikationen gekoppelt mit der Darstellung einzel-
ner Stadtregionen. Frühzeitig standen auch ökologische Aspekte der Suburbani-
sierung im Vordergrund84. Einen zusammenfassenden Überblick zur Suburbanisie-
rungsproblematik der 1990er Jahre bietet der Sammelband von Bra-
ke/Herfert/Dangschat85, der die aktuellen Tendenzen des Suburbanisierungsprozes-
ses in den neuen – als auch alten – Ländern sowohl aus theoretischem Blickwinkel 
(Brake; Müller u. Rohr-Zänker), hinsichtlich struktureller Aspekte (Aring u. Herfert; Kul-
ke; Karsten u. Usbeck; Hatzfeld; Hesse; Mäding) und ausgewählter regionaler Beispie-
le (Beyer u. Schulz; Herfert u. Röhl; Usbeck) als auch aus planerischer und prognosti-
scher Sicht (Kunzmann; Bose; Danielzyk u. Priebs) behandelt. Einen vorwiegend 
ganzheitlichen Ansatz auf Länderebene stellt die Projektstudie zur Suburbanisierung in 
Thüringen86 dar, in deren Mittelpunkt die Wechselbeziehungen zwischen Migration, 
Pendelwanderung, Wohnungsbau und Gewerbeentwicklung in den Stadt-Umland-
Regionen der größeren Zentren (>20.000 EW) stehen. Hervorhebenswert ist auch die 
soziologische Studie zur Hauptstadtregion Berlin87, die die Akteursebene beson-
ders beleuchtet und in einzelnen Fallstudien den unterschiedlichen Verflechtungs- und 
Abstoßungsprozessen im Berliner Umland detailliert nachgeht. Eine Einordnung der 
Suburbanisierungsprozesse in den neuen Ländern in den europäischen Kontext 
liefert eine Projektstudie zur Peripherie europäischer Metropolregionen88 – Untersu-
chungsregionen waren Berlin, Madrid, Paris, Randstad Holland, Budapest und Mos-
kau. 

Erste Analysen reflektierten den Suburbanisierungsprozess in den neuen Ländern vor 
allem vor dem Hintergrund der Entwicklung in den alten Ländern89. Ausgehend von 
den Vorstellungen einer nachholenden Entwicklung wurden Unterschiede zwischen 
den alten und neuen Ländern diskutiert, z.B. zur zeitlichen Reihenfolge der strukturel-
len Teilprozesse und hinsichtlich der Rahmenbedingungen. Danach erfolgte die Sub-
urbanisierung in den neuen Ländern bei insgesamt schrumpfendem Gesamtpo-
tenzial als Umverteilung von den Kernstädten in das Umland90. Folglich setzte die De-
konzentration in den Stadtregionen – im Unterschied zur „klassischen“ Suburbanisie-
rung – nicht aufgrund eines potenziellen Siedlungsdrucks in den Kernstädten ein, son-
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dern vorrangig infolge der neuen politisch gesetzten Rahmenbedingungen: der einma-
ligen steuerlichen Vergünstigungen für Investitionen, der Restitution laut Einigungsver-
trag und der völligen Restrukturierung des Verwaltungsapparates mit dem damit ver-
bundenen zeitweiligen Fehlen raumplanerischer Einflussnahme. Matthiesen und Nuissl 
(2002) ergänzen für die erste Phase der Suburbanisierung („Der wilde Osten im subur-
banen Raum 1990-1992/93“91) aus der Akteursperspektive weitere wesentliche Fakto-
ren wie die Rechtsunsicherheit, den Institutionentransfer West-Ost, die Akteurssub-
stitution in höherrangigen Administrationen und die Bildung neuer Eliten auf lokaler 
Ebene. Das sind jene Rahmenbedingungen, die den ersten Suburbanisierungsschub 
mit den renditeträchtigsten Projekten begünstigten: Die großflächigen Einkaufszentren 
auf der grünen Wiese. Diese erste Phase wurde fast ausschließlich von westlichen 
Großunternehmen getragen, die in der äußeren Peripherie klare Eigentumsverhältnis-
se und riesige Flächenpotentiale vorfanden, unterstützt von lokalen Akteuren, die eine 
expansive Entwicklung in ihren Kommunen anstrebten92. Grundlage dafür war die Ein-
führung des Baugesetzbuches 1990 in den neuen Ländern, wodurch die Gemeinden 
plötzlich die Planungshoheit erhielten und damit in die Lage versetzt wurden, eigen-
ständig vorgezogene Vorhaben- und Erschließungspläne planungsrechtlich festzu-
schreiben – und dies zu einem Zeitpunkt, wo verbindliche räumliche Planungsgrundla-
gen noch fehlten93. Im Ergebnis dessen und in Erwartung eines hohen Wachstums war 
eine hohe Planungsintensität im Umland der ostdeutschen Großstädte zu beobachten. 
So war im Berliner Umland („engerer Verflechtungsraum“) der Anteil der Neuauswei-
sungen von Bauland an der Gesamtfläche sieben Mal höher als im äußeren Entwick-
lungsraum Brandenburg94. 

Wohnsuburbanisierung 

Die Wohnsuburbanisierung in den neuen Ländern95, die 1992/1993 einsetzte, kurzzei-
tig boomte und sich bereits 1997/1998 wieder deutlich verlangsamte und aktuell – mit 
Ausnahme der Berliner Stadtregion – als Prozess nicht mehr existent ist, resultierte 
fast ausschließlich aus den sehr dynamisch wachsenden Stadt-Umland-Wanderungen, 
insbesondere in das nahe Umland der Kernstädte96. Interregionale Wanderungen in 
den suburbanen Raum hatten infolge des schrumpfenden ostdeutschen Arbeitsmark-
tes keinen Einfluss auf die Wohnsuburbanisierung. In den Großstadtregionen, deren 
Kernstädte nach der Abwanderungswelle Richtung Westen (1989-1992) ein zweites 
Mal nach der Wende hohe Bevölkerungsverluste hinnehmen mussten, setzte ein intra-
regionaler Dekonzentrationsprozess ein. Deutlich weicht dieser Prozess der Wohn-
suburbanisierung von bekannten klassischen Strukturen ab97. Diese werden so-
wohl in der breiten Öffentlichkeit als auch vielfach in der Fachliteratur noch einseitig mit 
dem Klischee von Stadtflucht, Einfamilienhaussiedlungen und Stadt-Umland-
Wanderung besser verdienender Familien verbunden, in der Realität zeigte sich hinge-
gen eine zunehmende Diversifizierung. Insbesondere in den höher verdichteten Ag-
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glomerationen, wo vorrangig neue mehrgeschossige Wohnanlagen auf der grünen 
Wiese entstanden, waren es überwiegend kinderlose Haushalte, die ins Umland zo-
gen. Das Altersspektrum reicht hier von jung bis alt, darunter Singles, jüngere und älte-
re Paare mit und ohne Kind sowie Rentner. In die neuen Eigenheimsiedlungen – ty-
pisch für die stärker ländlich geprägten Regionen – sind zwar fast ausschließlich Fami-
lien mit Kindern gezogen, diese Familien befinden sich aber eher in der Konsolidie-
rungsphase (35-55 Jahre), teilweise auch schon an der Schwelle zur Schrumpfungs-
phase. Folglich führte die Wohnsuburbanisierung in den neuen Ländern zu keiner we-
sentlichen Verjüngung der Umlandbevölkerung, allein der Anteil der Bevölkerung im 
erwerbstätigen Alter erhöhte sich wesentlich.  

Die zeitweilig hohe Dynamik der Wanderungsströme aus den Großstädten ins Umland 
– sie war mehr als doppelt so hoch als in den alten Ländern – war auch eine Folge des 
Nachfragestaus der ostdeutschen Haushalte. Die Realisierung der Umlandwanderung 
wurde letztlich durch einen rationalen Abwägungsprozess determiniert, die Motive der 
Stadt-Umland-Wanderer waren jedoch nicht vordergründig Motive einer Stadtflucht. 
Vielfach führten fehlende Alternativen in den Städten bis Mitte der 90er Jahre zu einer 
Abwanderung in den angebots-, nicht nachfrageorientierten Geschosswoh-
nungsbau, der die Erwartungen vieler Mieter nicht erfüllen konnte. So lag der Zufrie-
denheitsgrad der Stadt-Umland-Wanderer in einigen “Wohnparks“ im Leipziger Umland 
sogar unter 50%98. Aktuelle Untersuchungen zur Wohnsuburbanisierung gehen über 
bisherige Push-/Pull-Modelle hinaus und versuchen, durch die Analyse von Verschrän-
kungen und wechselseitigen Bedingungen der harten und weichen Faktoren der Viel-
schichtigkeit des Suburbanisierungsprozesses besser Rechnung zu tragen99.  

Als Folge des Wegfalls der Steuerabschreibungen im Mietwohnungsbau hatte man in 
den neuen Ländern seit 1997 eine abgeschwächte Wohnsuburbanisierung erwartet100. 
Derzeit ist aber selbst der Eigenheimbau im suburbanen Umland stark rückläufig, ha-
ben nur noch einzelne Gemeinden Wanderungsgewinne aus den Kernstädten101, hat 
der demographische Schrumpfungsprozess auch den suburbanen Raum erreicht102. 
Deutlich zunehmende Alternativen für Wohnungssuchende auf dem kernstädti-
schen Wohnungsmarkt bei hohen Wohnungsleerständen, sich angleichende 
Miet- und Quadratmeterpreise zwischen Kernstadt und Umland, eine relativ hohe 
Arbeitslosigkeit sowie ein mehr oder weniger starkes demographisches 
Schrumpfungsszenario sind wesentliche Faktoren dafür, dass sich diese Phase 
der Stadtregionsentwicklung vorerst nicht wiederholen wird. 

Einzelhandelssuburbanisierung 

Die DDR besaß Ende der 80er Jahre noch ein klassisches Standortsystem des Einzel-
handels, ausschließlich bestehend aus Standorten innerhalb der geschlossenen Be-
bauung. Nach der Wiedervereinigung ergaben sich sehr schnell Veränderungen im 
Nachfrageverhalten und in den Angebotsstrukturen, die sich räumlich in einer massi-
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ven Einzelhandelssuburbanisierung103 ausdrückten. Hauptakteure waren Einzelhan-
delsketten, die auf den von den Umlandgemeinden großzügig bereitgestellten Flächen, 
i.d.R. auf nicht integrierten Standorten, Fachmarktagglomerationen und Shopping-
Center errichteten104. So verfünffachte sich z.B. im Berliner Umland die Verkaufsfläche 
von absolut 234.000 auf 1.172.000 m², stieg deren Anteil je Einwohner von 0,27 auf 
1,42 m². Gegenwärtig liegt der Markanteil des suburbanen Raumes in Ost-
deutschland mit ca. 42% wesentlich über jenem Westdeutschlands (ca. 29 %). Früh-
zeitig wurde dieser Trend aus siedlungsstruktureller Sicht kritisiert, da er zur Zersied-
lung der Landschaft beiträgt, gleichzeitig aber auch als Chance für die zukünftige 
Stadtentwicklung gesehen, da damit der Druck auf die in denkmalspflegerischer Sicht 
erhalteswerten Stadtstrukturen abgemildert wurde105. Generell wurde regional auch 
nicht pauschalisierend von einer Fehlentwicklung gleicher Intensität gesprochen und 
von unterschiedlichen Entwicklungstrends in den verschiedenen Stadtregionen ausge-
gangen106. 

Der extensive Entwicklungstrend auf der grünen Wiese ist aufgrund des ent-
standenen Überangebotes („Overstoring“) als auch der aktuell sehr restriktiven 
Planungspraxis so gut wie abgeschlossen107. Ein wesentlicher Faktor dafür dürfte 
auch eine Reorientierung der Käufer auf neu errichtete integrierte Shopping-Center – 
auch hier dominieren vielfach die selben Filialisten wie im Umland – gewesen sein. 
Dass der Run auf die grüne Wiese vorbei ist, zeigt auch die schwache Käuferresonanz 
auf das Factory Outlet Center Wustermark, das bisher einzige im Berliner Umland. 
Weitere dort geplante FOC`s – es gab insgesamt 15 Anträge! – kamen nicht über die 
Planungsphase hinaus108. Die neuen Einkaufsverhaltensweisen bewirken, dass die 
Anbieter im suburbanen Raum vor allem durch qualitative Veränderungen (bauliche 
Maßnahmen, Sortimentsergänzungen und neue Dienstleistungs- und Freizeitangebote) 
ihre Konkurrenzsituation zu verbessern versuchen109. Seit Ende der 90er Jahre sind 
solche „Trading-up-Tendenzen“ in einzelnen Einzelhandelsagglomerationen des 
Stadtumlandes zu beobachten – aus dem Saale-Park bei Leipzig wird Nova Eventis, 
das modernste Erlebnis-Shopping-Center Mitteldeutschlands. Zugleich wird aufgrund 
eines deutlichen Überbesatzes an Verkaufsflächen der Trend zur Aufgabe von 
suburbanen Einzelhandelsbetrieben zunehmen. 

Gewerbesuburbanisierung 

In den ostdeutschen Großstadtregionen setzte zu Beginn der 90er Jahre der Prozess 
der Gewerbesuburbanisierung mit einer intensiven Phase der Genehmigung und Ent-
wicklung neuer gewerblicher Baulandflächen im Umland der größeren Städte ein110, 
verbunden mit einem signifikanten Flächennutzungswandel im suburbanen Raum111. 
Bereits 1994 ebbte diese Ausweisungsphase deutlich ab und hat bis heute infolge feh-
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lender Nachfrage eine Vielzahl mehr oder weniger leerer, voll erschlossener Standorte 
hinterlassen. Selbst die geförderten Gewerbegebiete in der Region Leipzig sind nur zu 
80% belegt112. 

Während die Expansion des Einzelhandels fast ausschließlich durch Neuansiedlungen 
von Filialisten aus den alten Ländern und dem Ausland getragen wurde, waren an der 
Gewerbesuburbanisierung auch Verlagerer aus der Stadt als auch aus der Region be-
teiligt. Regional differenziert sich das Bild113, im Berliner Umland dominierten die An-
siedlungen aus den alten Ländern, im Leipziger Umland waren es mit 45% die Stadt-
Umland-Verlagerer.  

Der generell dominante Standortfaktor für Neuansiedlungen im Umland war das 
Erreichbarkeitskriterium, d.h. speziell die Nähe zur Autobahn, sowie die günstige 
Lage zum Markt, gefolgt vom schnellen Handeln kommunaler Behörden bei der 
Schaffung von Planungsrecht114. Über 90% der neuen Gewerbegebiete liegen heu-
te weniger als 10 km von einem Autobahnanschluss entfernt, ein Drittel in unmittelba-
rer Nähe115. Spezielle Publikationen analysieren dezidiert das Verhältnis von Ver-
kehrsentwicklung und Suburbanisierung116. Zu den Push-Faktoren, die Unternehmen 
bis Mitte der 90er Jahre aus den ostdeutschen Kernstädten herausgedrängt hatten, 
zählten oftmals unklare Eigentumsverhältnisse bei Grundstücken und Gebäuden, 
gleichzeitig sprunghaft gestiegene Grundstücks- und gewerbliche Mietpreise in den 
Kernstädten und häufig begrenzte Erweiterungsmöglichkeiten auf Altstandorten. Hinzu 
kamen unzureichende Verkehrsanbindungen unter neuen logistischen Bedingungen 
sowie fehlende verbindliche Planungen für städtische Standorte.  

Nach der Erschließungsphase setzte in den Umlandkreisen erstmals seit Jahrzehnten 
wieder ein Beschäftigungswachstum ein, während sich in den Kernstädten der Arbeits-
platzabbau nach der Wende fortsetzte. Von 1993 bis 1998 verzeichneten die Umland-
kreise der ostdeutschen Agglomerationen einen Arbeitsplatzzuwachs von 8,3%117. 
Dieser Bedeutungszuwachs des Umlandes, der sich bei insgesamt schrumpfen-
dem Beschäftigtenpotenzial in den Stadtregionen vollzog, war gleichzeitig mit 
einen Anwachsen der wechselseitigen Pendlerverflechtungen zwischen Kern-
stadt und Umland verbunden. Das Umland gewann zwar wesentlich an Bedeutung 
als Zielort für Pendler aus den Städten, blieb jedoch – insbesondere weil die Mehrheit 
der Stadt-Umland-Wanderer den Arbeitsplatz in der Kernstadt behielt – weiterhin ein 
zentrenorientierter Auspendlerraum118. In den letzten Jahren haben sich die Pendler-
verluste der Umlandregionen wieder erhöht, weil sich deren Bevölkerung aufgrund der 
aktuell schwierigen Arbeitsmarktlage zunehmend auf die Kernstadt orientiert. Dement-
sprechend verharrte die Einpendlerquote des Berliner Umlandes seit 1995 bei rund 
30%, während die Auspendlerquote bis 2001 auf 42% anstieg119. Das Umland besitzt 
somit keine Anzeichen einer zunehmenden Eigenständigkeit sondern eher einer 
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wachsenden funktionalen Verflechtung mit der Kernstadt, jedoch nicht nur als Er-
gänzungsraum, sondern gleichzeitig auch als Zielraum neuer Gewerbe- und Dienstleis-
tungsstrukturen. Arlt (1999) setzt sich speziell mit dem Zusammenhang von Suburba-
nisierung und Pendlermobilität in Ostdeutschland nach dem Strukturbruch 1989 aus-
einander. 

Strukturell wurde der Suburbanisierungsprozess vor allem vom Dienstleistungs-
sektor, insbesondere vom Handel und Verkehr getragen, nicht vom Verarbeiten-
den Gewerbe, was angesichts des weit überdurchschnittlichen Arbeitsplatzabbaus in 
der Industrie erklärbar ist. Die Verlagerung unternehmensorientierter Dienstleitungen 
ist zwar in Ansätzen vorhanden, sie besitzen aber immer noch leichte Lokalisierungs-
defizite120.  

Räumlich konzentrieren sich die neuen suburbanen Standorte der wirtschaftliche Ent-
wicklung zum einen korridorartig an Autobahnen und zum anderen kernstadtnah121. 
Herfert (2004a) hat für das Berliner Umland nach Größen- und funktionalen Kriterien 
neue ökonomische Pole ausgewiesen und deren wirtschaftliche Spezialisierung mittels 
Lokalisationskoeffizienten bestimmt. Dadurch werden neue ökonomische Raum-
strukturen erkennbar, die sich nicht in Form des oft postulierten Speckgürtels, 
sondern vielmehr in den wachsenden sozioökonomischen Disparitäten im sub-
urbanen Raum zeigen, zwischen den neuen ökonomischen Polen und dem Rest des 
brandenburgischen Teils des engeren Verflechtungsraumes Berlin-Brandenburg, der 
von starken demographischen und ökonomischen Verwerfungen betroffen ist und zu-
nehmend sein wird122. Die neuen ökonomischen Pole sind in hohem Maße Restruktu-
rierungsräume, insbesondere dort, wo durch die Kopplung von Landes-, Bundes- und 
EG-Fördermitteln moderne Industriestrukturen entstanden. Sie bilden somit Konglome-
rate aus Altem und Neuem, sind letztlich sowohl Grüne-Wiese- als auch eher revitali-
sierte Standorte mit mehr oder weniger ausgeprägten Leitfunktionen. Dies sind moder-
ne Produktionskomplexe, überregionale Distributionszentren, Einzelhandelszentren 
sowie technologieorientierte Standortkomplexe. 

Anfangs des neuen Jahrhunderts setzte sich in den suburbanen Räumen der Trend in 
Richtung Deindustrialisierung und Tertiärisierung weiter fort, jetzt jedoch, nachdem sich 
die wirtschaftliche Entwicklung seit Mitte der 1990er Jahre grundlegend abgeschwächt 
hat, bei schrumpfenden Beschäftigten- und Einpendlerzahlen sowie bei steigender Ar-
beitslosigkeit. Derzeit ist die Umlandwanderung von Betrieben kein Thema mehr, 
und auch die interregionale/internationale Nachfrage ist lt. Experten der Wirt-
schafts-, Immobilien- und Planungsbranche gering. Die Hoffnung auf einen nächs-
ten Entwicklungsschub zielt auf die Osterweiterung der EU, aber auch hier sind die Er-
wartungen eher verhalten. 

Bewertung und Entwicklungstrends 

Die Frage, inwieweit der Suburbanisierungsprozess in Ostdeutschland einer „nachho-
lende Modernisierung“ oder einem eigenen Entwicklungspfad folgt, wird bisher nicht 
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eindeutig beantwortet123. Zunehmend wird jedoch von eigenständigen Verlaufsmus-
tern gesprochen124. Matthiessen (2002) verweist auf postsozialistische Hybrid-
bildungen, einerseits getragen vom sozialistischen Erbe, andererseits geprägt von ak-
tuellen Globalisierungsprozessen, gebrochen durch die spezielle Optik der ostdeut-
schen Entwicklung. 

Bisher wurden Suburbanisierungsprozesse wegen ihrer negativen Folgewirkungen – 
besonders aus planerischer Sicht – überwiegend kritisch bewertet. Zugleich mehren 
sich die Stimmen, für einen differenzierten Umgang mit dem Phänomen der Suburba-
nisierung125, wird ein Perspektivenwechsel eingefordert, der sich von der klassi-
schen Dichotomie von Zentrum vs. Peripherie trennt und auf den wachsenden ei-
genständigen Charakter des suburbanen Raumes verweist126. Angesichts der demo-
graphischen Schrumpfung, der fehlenden wirtschaftlichen Impulse und der Reurbani-
sierungstendenzen in den ostdeutschen Stadtregionen dürfte sich zwischen Kernstadt 
und Umland jedoch eher eine komplementäre Arbeitsteilung entwickeln, ist eine substi-
tutive Entwicklung mit einer zunehmenden Entkoppelung von Kernstadt und Umland 
vorerst nicht zu erwarten. Von dem funktionalen Archipel europäischen Stadtregionen 
à la Kunzmann (2001) sind die ostdeutschen Stadtregion noch weit entfernt127.  

Selbst wenn heute noch einzelne suburbane Standorte demographisch wachsen – es 
sind größere Siedlungen mit guter funktionaler Ausstattung in landschaftlich attraktiven 
Räumen und optimaler Lage zur Kernstadt – so hat im Umland der ostdeutschen 
Städte faktisch ein Schrumpfungsprozess von Bevölkerung und Beschäftigten 
eingesetzt. Dies wird in den Planungen der Kommunen vielfach noch nicht wahrge-
nommen. Unter dem Deckmantel der allgemeinen Schrumpfungsdebatte ist der Über-
gang von der Suburbanisierung zur Reurbanisierung/Deurbanisierung aus dem Blick-
winkel der Aufmerksamkeit geraten. Angesichts der prognostizierten demographischen 
Entwicklung ist langfristig nicht mit einer neuen Suburbanisierungswelle zu rech-
nen, zumal die Ostdeutschen zunehmend die neue Urbanität ihrer Städte wieder ent-
decken128. 
 
11.2.2.3 Innerstädtische Entwicklung 

Revitalisierung der Innenstädte 

Die Innenstädte der neuen Länder waren zur Wende sowohl von stadtstrukturellen De-
fiziten als auch von den Potenzialen der historischen Stadtkerne gekennzeichnet. Da in 
der DDR wenig Erhaltungsinvestitionen vorgenommen wurden, befanden sich viele der 
älteren, vor 1945 errichteten Gebäude in einem sehr schlechten Zustand. 40% waren 
beschädigt und 11% unbrauchbar129. Auch die Infrastruktur war weitgehend zerschlis-
sen. Dies und die systembedingte, von westlichen Mustern abweichende Strukturie-
rung der Innenstädte hinsichtlich ihrer Funktionen bildeten den Ausgangspunkt für de-
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ren weitere Entwicklung. Mit Beginn der Städtebauförderung 1990 verbesserte sich die 
Lage in den Folgejahren sukzessive. In den ersten vier Jahren wurden mit dem Pro-
gramm der Stadterneuerung für 639 Maßnahmen ca. 531 Gemeinden mit 3,3 Mrd. DM 
gefördert. Durch den Zusammenbruch der ostdeutschen Industrie kam es zur Entste-
hung großer Brachflächen. 

Die Restitutionsregelung „Rückgabe vor Entschädigung“ erschwerte anfangs In-
vestitionen in den Stadtzentren. Noch 1996 waren erst 60 % der Ansprüche bearbei-
tet130. Teilweise führten auch hohe Auflagen des Denkmalschutzes zur Erschwerung 
von Revitalisierungsmaßnahmen, wie dies Ott am Beispiel Erfurts anführt131. In den 
Innenstädten herrschte Flächenknappheit bei latentem Kapitalmangel vor. Die Eignung 
bodenrechtlicher und städtebaulicher Instrumente der alten Länder für die Revitalisie-
rung ostdeutscher Städte wurde von Tippmann132 in einer rückblickenden Untersu-
chung zusammen mit deren Wirksamkeit hinsichtlich der Entwicklungen nicht integrier-
ter Standorte auf der Grünen Wiese untersucht. Revitalisierung stellt seiner Meinung 
nach eine verwaltungsuntypische Aufgabe dar, der man nur durch ein umfassendes 
Projektmanagement mit einem ganzheitlichem Ansatz begegnen kann.  

Durch die Einführung der Verwaltungsautonomie der Gemeinden (Art 28 II GG) – 
anfänglich ohne verbindliche Planungsgrundlagen der Länder – entwickelte sich an 
nichtintegrierten Standorten auf der Grünen Wiese eine sehr große Dynamik. Der 
Neuaufbau der Verwaltung führte zu einer Konzentration auf das Alltagsgeschäft, wo-
durch die Formulierung von längerfristigen Zielen und Plänen ausblieb133. Der motori-
sierte Individualverkehr gewann immer stärker an Bedeutung, wofür die Innenstädte 
nicht gerüstet waren.  

In der Forschung wurde dem Einzelhandel als Leitfunktion der Innenstadtentwicklung 
besondere Bedeutung beigemessen. Verschiedene Arbeiten um die Mitte der 90er 
Jahre weisen verstärkt auf die wachsenden Schwierigkeiten der Innenstädte durch 
große Einkaufszentren auf der Grünen Wiese hin134. Im Ergebnis dieser Entwicklung 
übertreffen die Verkaufsflächen je Einwohner in Ostdeutschland trotz beträchtlich ge-
ringeren Prokopfeinkommens jene des westdeutschen Einzelhandels. Anstelle inner-
städtischer Lagen rückten peripher gelegene Standorte in das Zentrum des Investiti-
onsinteresses, da dort klare Eigentumsverhältnisse in preisgünstigen Lagen bestan-
den.  

Wichtige Forschungsbeiträge zur Revitalisierung der ostdeutschen Innenstädte erfolg-
ten durch mehrere Gutachten im Auftrag des Deutschen Seminars für Wohnungswe-
sen und Städtebau. So wird in einem Gutachten zu Wechselwirkungen von Bewohner-
struktur und Standortattraktivität135 Mitte der 90er Jahre auf den Einfluss einer mögli-
chen Veränderung der Sozialstruktur auf die Attraktivität der Innenstadt hingewiesen. 
Die Wohnfunktion und die damit verbundenen Kundenpotenziale sind für die ostdeut-
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schen Innenstädte hinsichtlich der Vermeidung von Standortnachteilen wie Leerstand 
von großer Bedeutung. In einem anderen vom DIW und IfS verfassten Gutachten136 
wird auf die Besonderheit des Fördermitteleinsatzes durch die ostdeutschen Städte 
hingewiesen. Diese streuen ihre Mittel breiter als in Westdeutschland, um angesichts 
großer Mängel der Bausubstanz generell bauliche Sofortmaßnahmen in der Fläche un-
ternehmen zu können. Als Basis für eine Revitalisierung wird eine Steigerung der 
Attraktivität der Innenstädte u.a. durch Brachflächenbebauung, Aktivierung des 
Flächenpotenzials oder Stadtmarketing herausgestellt. Die Autoren weisen auf die 
Notwendigkeit eines koordinierten, ressortübergreifenden und engagierten Vorgehens 
hin. Damit wird die Bedeutung von städtebaulichen Konzepten für die jeweiligen Ge-
meinden unterstrichen. Im Gutachten wird betont, dass eine kurzfristige Reversion des 
gegenwärtigen Zustandes nur schwer möglich sein wird und ein „langer Weg“ began-
gen werden muss. Für viele kleine und mittlere Städte sei die Chance für eine Umkehr 
bereits vertan, so dass einzig große Städte durch den Ausbau von Einzelhandel 
und Dienstleistungen die Möglichkeit hätten, sich gegen die Grüne Wiese zu be-
haupten. Die Städte selbst sind auf Grund ihrer finanziellen Situation jedoch nicht in 
der Lage, diesen Entwicklungen entgegenzusteuern. Es bestehe hingegen die Gefahr, 
dass es durch den anhaltend hohen Leerstand zu Verslumungserscheinungen kommt. 

Bis zur zweiten Hälfte der 90er Jahre liegen Untersuchungen vor, die sich dem Trans-
formationsprozess in Ostdeutschland widmen. So verweist Pütz137 hinsichtlich der 
Transformation des ostdeutschen Einzelhandels zwar auf den Zentralitätsverlust der 
City, sieht zugleich aber auch Möglichkeiten der Innenstadtentwicklung und damit ein-
hergehende Schwierigkeiten nichtintegrierter Lagen. Zu nennen ist diesbezüglich auch 
die Habilitation von Ott138. Die seit 1990 laufende Langzeituntersuchung durch Mey-
er139 in Jena mit Schwerpunkt auf der Einzelhandelsentwicklung kann als besonders 
aufschlussreich angesehen werden. Meyer140 hat in einem Gutachten für die Stadt Je-
na im Jahre 1991 detailliert die Probleme untersucht, die insbesondere in den Anfangs-
jahren mit dem ambulanten Handel im Stadtzentrum verbunden wurden. Den umstrit-
tenen „fliegenden Händlern“ bescheinigt er darin eine nicht unerhebliche Bedeutung für 
die Erhöhung des Passantenaufkommens an Markttagen und für die Belebung der In-
nenstadt. In einer späteren Auswertung seiner alljährlichen Untersuchung zeigt er, 
dass die Eröffnung innerstädtischer Einkaufszentren – hier die Goethegalerie in 
Jena – und deren Integration in bestehende Strukturen einen wichtigen Beitrag zur 
Revitalisierung der Innenstädte leisten kann und damit beweist, dass sich die Innen-
stadt durch die Attraktivitätssteigerung gegen die „Grüne Wiese“ behaupten kann. Die 
Erstellung eines umfassenden Konzeptes und die Abstimmung zwischen den Akteuren 
wird als elementar für eine erfolgreiche Revitalisierung angesehen. 

In einem Gutachten des HWWA und des IWH141 wird ein zentralörtlicher Funktionsver-
lust der Innenstädte bestätigt und eine irreversible Ansiedlung des Handels außerhalb 
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der Innenstädte konstatiert. Die allgemeine Verurteilung der Entwicklung auf Standor-
ten in nichtintegrierten Lagen wird nach Meinung der Autoren des Gutachtens jedoch 
nicht dem realen Flächenbedarf gerecht. Die ostdeutschen Innenstädte boten durch ih-
re oft denkmalgeschützte Bausubstanz nicht genug Fläche für Einzelhandelsansied-
lungen. Durch die weniger integrierten Lagen konnten moderne Handelskonzepte ver-
wirklicht und das mögliche Kundenpotenzial weitestgehend ausgeschöpft werden. Es 
wird darauf hingewiesen, dass Innenstadt und Grüne Wiese nicht zwangläufig An-
tagonisten sein müssen. Beide Lagen werden in ihrer Funktion von den gleichen An-
bietern genutzt. Also sind die Entwicklungen auf der Grünen Wiese nicht grundsätzli-
che Fehlentwicklungen. Für eine Belebung der Innenstädte wird kommunales Handeln 
betont, da nur so eine Attraktivitätssteigerung erreicht werden kann. Ein wichtiger 
Schritt wurde unter anderem mit der Umstellung des öffentlich finanzierten Anreizsys-
tems auf Innenstädte erreicht (Gesetz zur Fortsetzung der wirtschaftlichen Förderung 
in den neuen Ländern, Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1997, Teil I Nr. 59.).  

Das Problem der Revitalisierung wurde für Gesamtdeutschland vom BMVBW aufge-
griffen und das ExWoSt-Forschungsfeld „Zentren“ eingerichtet142. Anhand von 11 Mo-
dellbeispielen wurde versucht, Funktions- und Qualitätsverlusten bei einer anhaltenden 
Suburbanisierung entgegenzutreten, um den Verlust der innerstädtischen Leitfunktion 
Einzelhandel vermeiden zu können. War für westdeutsche Städte die Entlastung der 
Innenstädte auf Grund der sehr intensiven Nutzung maßgeblich, stellte für Ostdeutsch-
land die Stärkung und Aufwertung der Innenstädte den Ausgangspunkt dar. Die me-
thodischen Ansätze zur Erreichung der gesetzten Ziele standen im Zentrum des For-
schungsinteresses. Ganzheitliche Ansätze durch Stadtmarketingkonzeptionen werden 
betont. Die angestrebte Abstimmung der Pläne in interkommunaler Zusammenarbeit 
stellte sich während des Forschungszeitraums als schwierig dar, da hier steuerliche 
Gesichtspunkte eine große Rolle spielten. 

Die Revitalisierung der Innenstädte in Ostdeutschland verläuft sehr unterschied-
lich. In der Literatur werden die positiven Trends der Entwicklung durch die intensive 
Sanierungstätigkeit dargestellt143 aber auch die Schwierigkeiten, die sich aus der all-
gemeinen Wirtschaftssituation in Ostdeutschland ergeben144. Eine große Rolle spielt 
weiterhin die Betrachtung des Einflusses der nichtintegrierten Einzelhandelsstandorte 
auf die Innenstadtentwicklung. Generell ist zu konstatieren, dass sich die Forschung 
zur Innenstadtentwicklung zunehmend deutschlandweit ausrichtet.  

Sozialräumliche Differenzierung 

In der DDR war die Annäherung der Klassen und Schichten ein hochrangiges, immer 
wieder propagiertes Ziel der Gesellschaftspolitik. Trotzdem gab es auch in der DDR 
Segregationsprozesse145, die sich jedoch vor allem auf Aspekte wie Alter, Kinder-
reichtum, Systemkonformität und berufliche Qualifizierung gründeten. Diese Prozesse 
wurden durch die staatliche Wohnraumverteilung bewirkt. Auf der einen Seite blieben 
Alte und „Außenseiter“ in den vernachlässigten Altbauten146, auf der anderen waren 

                                                 
142  BBR (1999) 
143  Lütke-Daldrup u. Weigel (2001) 
144  Glorius u. Müller (2001) 
145  Grundmann (1985) 
146  Häußermann (1996) 



 35

Großwohnsiedlungen, die in Plattenbauweise errichtet wurden, begehrte Wohnquartie-
re, da hier die Infrastruktur gut ausgebaut und die Wohnungsausstattung zeitgemäß 
war. Bei der Wohnungsvergabe wurden jüngere Familien mit Kindern bevorzugt, was 
dazu führte, dass durch die Zuweisung von Wohnungen in diesen Wohnquartieren eine 
sehr spezifische Altersstruktur entstand, die teilweise auch heute noch besteht147. Ei-
gentumsbildung in Form von Eigenheimen spielte in der DDR keine nennenswerte Rol-
le. Segregation war in der DDR insgesamt jedoch von anderer Bedeutung als in West-
deutschland, da die soziale Distanz als Voraussetzung für Segregation in weit geringe-
rem Maße vorhanden war148.  

Nach der Wende geriet die Inanspruchnahme der sich bietenden hochwertigen Wohn-
möglichkeiten in eine maßgebliche Abhängigkeit vom Einkommen. Um die Umstellung 
sozialverträglich zu gestalten, wurde das bundesdeutsche Recht durch Übergangsre-
gelungen modifiziert. Mietpreissteigerungen für vor 1990 errichteten Wohnraum waren 
an die Einkommensentwicklung gebunden und ein strengerer Kündigungsschutz für 
vor der Vereinigung geschlossene Mietverträge gewährt149. 

Segregationstendenzen wurden in Ostdeutschland vor allem durch die hohe in-
traregionalen Umzugsdynamik begünstigt150. Die Bereitschaft innerhalb der Stadt 
bzw. Region umzuziehen, stieg enorm an. Lange gehegte und neue Wünsche konnten 
nun erfüllt werden. Der dynamische Suburbanisierungsprozess in den 1990er Jahren 
hat wesentlich zur sozialräumlichen Differenzierung in den Stadtregionen beigetragen. 
Einkommensstärkere Gruppen konnten ihre während der DDR-Zeit kaum realisierba-
ren Wünsche nach einem Eigenheim verwirklichen151. 

Die Entwicklung der sozialräumlichen Differenzierung wurde Anfang der 90er von 
Harth, Herlyn und Scheller am Beispiel von Magdeburgs Gründerzeitgebieten und 
Großwohnsiedlungen untersucht152. Im Mittelpunkt der deskriptiven Studie stand die 
Wahrnehmung der räumlichen Differenzierung und die Bedeutung dieses Prozesses 
für die regionsbezogenen Mobilitätsentscheidungen der Bewohner. Es wird der Begriff 
der „gespaltenen“ Gentrification für Aufwertungsprozesse in den repräsentativen 
Gründerzeitgebieten in die Diskussion eingeführt. Baulich schon stark aufgewertet, fin-
det eine soziale Umschichtung nur in Ansätzen statt. Die Präferenzen der Wohnbevöl-
kerung, die eine entsprechende Nachfrage aufkommen lassen würden, waren bis Mitte 
der 90er noch nicht zu identifizieren. Personen, die üblicherweise auf Grund ihres Sta-
tus repräsentatives Wohnen nachfragen, fanden seinerzeit diese Wohngebiete in Mag-
deburg nicht attraktiv und präferierten den suburbanen Raum153. 

Für die Großwohnsiedlungen wird eine differenzierte Betrachtungsweise ange-
mahnt. In Anlehnung an die oft negativen Entwicklungen in Westdeutschland wurde 
Anfang der 1990er Jahre für ostdeutsche Großwohnsiedlungen ein analoger Trend 
prognostiziert: selektive Fortzüge von Bessergestellten und eine rasche Entmischung 
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und Destabilisierung der Wohngebiete154. Aus dem Blickwinkel problembelasteter 
westdeutscher Großwohnsiedlungen stand für viele Stadtforscher von vorneherein fest, 
dass die ostdeutschen Plattenbausiedlungen am anfälligsten für die sich verstärkenden 
Prozesse der Statusabwertung sein werden – was Franz später als Verdikt bewerte-
te155. Erst seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre ist die Diskussion sehr viel diffe-
renzierter, wozu auch die Anerkennung der „Platte“ als Wohnraum beitrug156. Für die 
älteren bis in die 70er Jahre gebauten Plattensiedlungen wird eine der Gesamtstadt 
entsprechende durchschnittliche Zufriedenheit ermittelt und diese damit als stabile 
Wohngebiete eingestuft. Grund dafür ist die ältere dort eingewöhnte Wohnbevölkerung. 
Die in den 1980er Jahren erbauten Wohnkomplexe werden jedoch als gefährdet ein-
gestuft, da dort die mobilste und jüngste Bevölkerung lebt und schnell abwandert157. 
Die Stigmatisierung der Großwohnsiedlungen durch die Medien wird gerügt, da 
Einstellungsmuster beeinflusst und damit eine Abwertung heraufbeschworen 
wurde.  

Das Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik (IfS) und S.T.E.R.N. erstellten für 
Gesamtberlin ein Gutachten für den Senat zur Ermittlung von Handlungsempfehlungen 
angesichts erwarteter Entmischungs- und Polarisierungsprozesse158. Ziel war es, Pro-
zesse der sozialen Exklusion in Berlin zu untersuchen. Exemplarisch wurden dort die 
Auswirkungen der ersten Hälfte der 1990er Jahre festgehalten. Festgestellt wurde, 
dass im Ergebnis einer zunehmenden, sozial selektiven Umzugsdynamik die innerstäd-
tischen Altbaugebiete Einwohner verloren. Diese zogen zum einen an die Außenbezir-
ke der Stadt als auch in das Umland. Damit ging ein Verlust an Erwerbstätigen und 
Familien einher, während sich gleichzeitig der Anteil Erwerbsloser und Ausländer ver-
größerte159. Zur Stabilisierung der noch vorhandenen Potenziale in den Problemgebie-
ten wurden Strategien urbaner Integration empfohlen, um Marginalisierung und Exklu-
sion aufhalten zu können. Neben allgemeinen Empfehlungen, wie z.B. Querschnittsori-
entierung der Politik, Empowerment der Bürger oder Unterstützung einer quartiersbe-
zogene Beschäftigungspolitik wurde die Bremsung des Rückgangs von Belegungsbin-
dungen befürwortet, um Segregationstendenzen zu unterbinden. 

Innerstädtisch bestand in Ostdeutschland bis ca. 1996 ein angespannter Wohnungs-
markt, da sich bei geringem Sanierungsgrad in den Altbaugebieten die Mietpreise bei 
noch niedrigen Bestandsmieten stark erhöhten. In der Zwischenzeit haben sich die 
Vorzeichen umgekehrt. Die Eingangsmieten sinken und es ist aufgrund der hohen 
Wohnungsleerstände ein Mietermarkt entstanden. In einem DFG-Forschungsprojekt 
beschäftigen sich Hill und Wiest mit Segregation und Gentrification in der schrump-
fenden Stadt160. Seit 1998 ist es zu tiefgreifenden sozialräumlichen Bevölke-
rungsumverteilungen insbesondere in den innerstädtischen Altbauquartieren ge-
kommen. Eine soziale Aufwertung durch Gentrifizierung, wie sie noch bis Mitte der 
90er formuliert wurde161, ist bislang nicht im vorhergesagten Umfang eingetreten162. 
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Eher könnte man von einer „sanften“ Gentrification anstatt einer „verdrängenden“ 
Gentrification sprechen, die als spezifisch ostdeutsch betrachtet werden kann. Das 
heißt, die qualitative Zusammensetzung der Bevölkerung ändert sich nicht durch den 
Druck erhöhter Mieten, sondern basiert auf persönlichen Wohnpräferenzen und Le-
bensstilen. Begründet wird dies mit den niedrigen Mieten und der Bestimmung des 
Wohnungsmarktes durch die Nachfragerseite (Mietermarkt). Seit 2000 ziehen in die ci-
tynahen Gründerzeitquartiere vornehmlich studentische Haushalte und tragen zur ge-
nannten „sanften“ Gentrifizierung bei. Hier ist also keine „Yuppisierung“, sondern eher 
eine „Studentification“ zu beobachten163. Unter dem Eindruck großer Wahlmöglichkei-
ten auf dem Wohnungsmarkt wird die Wahrnehmung eines Stadtviertels für eine Um-
zugsentscheidung in einen bestimmten städtischen Teilraum gegenüber rein mietpreis-
lichen Zwängen umso bedeutsamer164. Trotzdem kommt es mittlerweile in einzelnen 
Quartieren zu Wohnraumknappheit.  

Grundsätzlich ist in den ostdeutschen Städten eine zunehmende sozialräumliche 
Differenzierung, ein Nebeneinander von Auf- und Abwertung von Wohnquartie-
ren, zu beobachten165. Die Lage zum Zentrum und zu städtischen Grünzonen ist ein 
zunehmend entscheidender Faktor für die Wohnstandortwahl geworden. So scheinen 
sich die Prognosen zu Großwohnsiedlungen vom Anfang der 90er Jahre, wenn auch 
seinerzeit auf grundlegend anderen Prämissen basierend als heute, im Sinne einer 
„self-fullfilling prophecy“ zu bestätigen. Vor allem die neueren in den 80er Jahren er-
richteten „Platten“ befinden sich in einem Abwertungsprozess, während die älteren 
noch vergleichsweise stabil sind. Für gründerzeitliche Gebiete muss ebenfalls differen-
ziert werden. Während einfache Gründerzeitquartiere unter einem hohen Problemdruck 
stehen, sind repräsentative Viertel aus der Gründerzeit am ehesten von Aufwertungs-
prozessen betroffen. Dass Gentrification mit einer damit einhergehenden Verdrängung 
bislang nur sehr begrenzt stattfindet, liegt vor allem am großen Wohnungsüberhang. 
Subjektive Einstellungsmuster gewinnen eine immer größere Bedeutung für den Ent-
wicklungspfad eines Wohnquartiers und damit für die sozialräumliche Differenzierung. 
Jüngste Untersuchungsergebnisse166 prognostizieren innerhalb der Stadtregion auch 
Problemlagen für die einige periphere suburbane Wohnparks. In ungünstigen Lagen 
und bei fallenden Mieten hat auch hier bereits eine sozial selektive Mobilität eingesetzt, 
die zu einer sozialen Abwertung der Standorte führt.  

Die weiterhin zunehmende sozialräumliche Differenzierung zwischen den innerstäd-
tischen Wohnquartieren167 wird – auch aufgrund seiner politischen Relevanz – im Fo-
kus der Forschung bleiben. 
 
11.2.3 Flächennutzung  

Das Kapitel Flächennutzung weist enge Bezüge zum Kapitel „Siedlungsentwicklung“ 
auf. Die folgenden Darstellungen konzentrieren sich schwerpunktmäßig auf die Teilas-

                                                                                                                                            
162  Hill/ Wiest (2004) 
163  Wiest (2001) 
164  Hill/ Wiest (2004) 
165  Herfert ( 2003) 
166  Herfert (2003) 
167  bspw. Friedrich (2000), Franz (2000), Herfert (2003) 
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pekte „“Nachnutzung von Industriebrachen und Konversionsflächen“, „Nachhaltige Si-
cherung und Entwicklung natürlicher Ressourcen“, „Freiflächenentwicklung“ und „Tou-
rismus“. 

Die Flächennutzungsplanung und deren Steuerung in den neuen Ländern lässt sich – 
ähnlich wie in nahezu allen anderen Bereichen – in eine weitgehend ungesteuerte ers-
te Phase unmittelbar nach der Wende und eine Konsolidierungsphase bis etwa Ende 
der 90er Jahre unterscheiden. In einer weiteren Phase werden vor allem Untersuchun-
gen darüber angestellt, die Flächennutzungsplanung im Sinne einer integrierten städti-
schen Gesamtentwicklung zu steuern. Flächennutzungsplanung und –steuerung waren 
unmittelbar nach der Wende gekennzeichnet durch die möglichst schnelle und unbüro-
kratische Bereitstellung von Flächen für unterschiedliche Nutzungen, vor allem für Ge-
werbe und Wohnen. Die kommunale Bauleitplanung war instrumentell in dieser Phase 
erst im Aufbau und wurde unterlaufen durch starke Investoreninteressen und unsicher 
agierende Gemeindeparlamente. Parallel zu den Bemühungen, eine funktionierende 
Bauleitplanung zu etablieren und den Flächenansprüchen durch Neuausweisungen 
von Flächen gerecht zu werden, entstanden umfangreichen Brachflächenpotenziale 
durch den Zusammenbruch großflächiger Produktionsanlagen. Eine unmittelbare 
Nachnutzung dieser Flächen ohne umfangreiche und kostenintensive Aufbereitung 
(Abriss von Produktionsanlagen; Altlastenbeseitigung) war vielfach nicht möglich. Ähn-
liche Fragestellungen und Problemlagen ergaben sich für die ebenfalls umfangreichen 
Konversionsflächen, die einerseits schnell als Entwicklungspotenziale erkannt wur-
den, deren Entwicklungsmöglichkeiten aber durch schwierige rechtliche Auseinander-
setzungen mit dem Bund und die unbekannten Altlasten kaum schnell verfügbar ge-
macht werden konnten. Auch hier stellte sich schnell die Frage der Entwicklungsmög-
lichkeiten angesichts ausbleibender Nachfrage. 

Forschungen zu diesen sehr unterschiedlich gelagerten Fragestellungen gingen in 
mehrere Richtungen: Zentral waren zunächst Untersuchungen zum Umgang mit 
brachgefallenen Industrie-, Gewerbe- und Konversionsflächen mit Aspekten der 
Aufbereitung dieser Flächen, konzeptionellen Ansätzen der Neu- und Nachnutzung 
sowie dem Umgang mit Altlasten und den Möglichkeiten zukunftsfähiges Gewerbe auf 
den alten Flächen anzusiedeln. In einer zweiten Phase standen vor allem die Steue-
rungsmöglichkeiten der Flächenentwicklung insgesamt im Zentrum von Untersu-
chungen, vor dem Hintergrund überdimensionierter Ausweisungen auf der „grünen 
Wiese“ und der ausbleibenden Nachfrage. Schließlich geht es aktuell um „Schadens-
begrenzung“, Konzentration der Bemühungen auf entwicklungsfähige Standorte und 
damit um Prioritätensetzung und Fragen der Rücknahme von Flächenausweisungen 
(Beispiel BBR-Forschungsvorhaben „Fläche im Kreis“). 

Die nachhaltige Sicherung und Entwicklung natürlicher Ressourcen war vor allem 
in der ersten Nachwendezeit zentrales Thema einer Reihe von Forschungsvorhaben 
mit der Zielrichtung, großflächige ökologisch bedeutsame Flächen zu sichern und hier-
für die planerischen und rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen (z. B. Biosphärenre-
servate). Hierzu zählt aber auch die Pflege großflächiger Kulturlandschaften im Zuge 
der Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung. Hier ergibt sich ein enger Zusammen-
hang zur Tourismusentwicklung, in der wichtige Entwicklungschancen für die neuen 
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Länder gesehen wurden und Untersuchungen über die Entwicklung eines ökologisch 
vertretbaren Tourismus in diesen großflächigen Schutzgebieten. 
 
11.2.3.2 Gewerbliche Brachen und Flächenrecycling 

Dieser Themenkomplex wurde zum einen im Rahmen von Modellvorhaben des BBR 
(ExWoSt) behandelt, zum anderen im Rahmen übergreifender, breiter angelegter For-
schungsvorhaben, wie z. B. über „Altindustrialisierte Regionen“ des IÖR (Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.), Das Themenfeld Gewerbliche Brachen 
und Flächenrecycling (einschließlich Konversionsflächen wird schwerpunktmäßig auch 
von mehreren ostdeutschen Forschungsinstituten bearbeitet (IÖR-Dresden; IRS-
Erkner; IWH-Halle, UFZ-Leipzig), die sich vorrangig mit Fragen der Aufbereitung und 
Strategien der Wiedernutzung im Kontext einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung be-
fassen. In diesen Kontext gehören auch die Forschungsaktivitäten des BBR-ExWoSt-
Forschungsfeldes „Städtebau und Wirtschaft“ mit mehreren Modellvorhaben zur Um-
nutzung ehemaliger Industrie- und Gewerbestandorte in Ostdeutschland (Bundesmi-
nisterium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau [Hrsg.]168, Einen Überblick 
über quantative Aspekte von Wiedernutzungspotenzialen (Industriebrachen und Kon-
versionsflächen) für die gewerbliche Nutzung vermittelt die BfLR-Baulandumfrage 1995 
(Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung [Hrsg.] 169. Aus 
einer weiteren Erhebung von 1997/98 geht hervor, dass die Recycling- bzw. Wieder-
nutzungsquote in den neuen Ländern im Vergleich zu den alten Ländern viermal so 
hoch ist (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung [Hrsg.] 170. Gleichzeitig 
werden die Restriktionen für eine gewerbliche Nutzung ermittelt. Hier stehen Altlasten-
probleme sowie die Konkurrenz zu neuerschlossenen Flächen im Außenbereich an 
vorderster Stelle. Als aktuelle Forschungsaktivität, deren Ergebnisse noch nicht vorlie-
gen, kann des ExWoSt-Forschungsfed des BBR „Fläche im Kreis – Kreislaufwirtschaft 
in der städtischen/stadtregionalen Flächennutzung“ angesehen werden. Im Mittelpunkt 
dieser bundesweiten Forschungen stehen Planspiele, in denen in mehreren Städ-
ten/Stadtregionen verschiedene Akteure gemeinsam Strategien einer Kreislaufwirt-
schaft entwickeln. In diesen Kontext können weitere Forschungsprojekte des BBR ein-
geordnet werden, die in unterschiedlichen Zusammenhängen Aspekte des Flächenre-
cyclings, Möglichkeiten der Zwischennutzung und der Schaffung neuer Freiflächen in 
Ostdeutschland sowie zum Thema „Wettbewerbsfähigkeit des regionalen Gewerbeflä-
chenpotenzials in Ostdeutschland“ behandeln, zu denen jedoch noch keine abschlie-
ßenden Veröffentlichungen vorliegen. 

Als übergreifende und grundlegende Forschungsarbeit zur Revitalisierung von 
Altstandorten in Gegenüberstellung zur Neuinanspruchnahme von Flächen ist die Un-
tersuchung von Doetsch und Rüpke171 (Hrsg Umweltbundesamt) einzuordnen. An-
hand von Fallbeispielen (Dresden/Lübeck) werden Flächenalternativen für die gewerb-
liche Nutzung untersucht. Während sich die Bewertung der Nutzbarkeit einer Fläche 
bislang vor allem auf ökonomische Faktoren beschränkt, werden in dieser Untersu-

                                                 
168  Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (1995). 
169  Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (1996). 
170  Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (2000). 
171  Doetsch/Rüpke/Umweltbundesamt (1998). 
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chung im Rahmen einer Bilanzierung und auf der Basis eines eigens entwickelten 
Maßsystems insbesondere die ökologischen, städtebaulichen und räumlichen Faktoren 
in ihrer qualitativen Ausprägung berücksichtigt. Der Untersuchungsansatz wird von den 
Autoren als übertragbar auch auf andere Situationen eingeschätzt. 

Zum Strukturwandel in altindustrialisierten Regionen können als grundlegende For-
schung der Sammelband „Altstandorte in Stadtregionen“ der Akademie für Raumfor-
schung und Landesplanung (Hrsg.)]172 angesehen werden. Anhand von Fallbeispie-
len u. a. aus Halle und Leipzig werden Ansätze, Erfahrungen und Ergebnisse vermit-
telt, die bei der Revitalisierung industrieller Altstandorte in diesen Ländern gemacht 
worden sind. Empfehlungen gehen dahin, die Chancen, die in diesen städtischen 
Flächenpotenzialen liegen zu erkennen und im Sinne einer nachhaltigen Stadt- 
und Regionalentwicklung zu nutzen. Diese Flächen sollten offensiv vermarktet wer-
den. Allerdings wird nicht verkannt, dass die Revitalisierung von Altstandorten in den 
ostdeutschen Bundesländern auf einen quantitativ weitgehend gesättigten Flä-
chenmarkt trifft, so dass hier in mittel- und langfristigen Zeiträumen gedacht 
werden muss und hierfür ein geeignetes Flächenmanagement erforderlich ist. 
Denkbar wäre z. B. die Gewährung eines Förderbonusses für revitalisierte Altstandor-
te. In diesem Kontext wird auch die Ermittlung von Prioritäten von Flächen und Stand-
orten vorgeschlagen, die langfristig mit den raumordnungs-, wirtschafts- und beschäfti-
gungspolitischen Maßnahmen des Landes (hier Sachsen-Anhalt) gebündelt werden 
sollten. Trotz der umfangreichen Flächenpotenziale auf altindustrialisierten Standorten 
wird dennoch ein flexibles Vorgehen vorgeschlagen, das auch die Neuausweisung 
gewerblicher Flächen vorsieht; allerdings bedarf es hierzu einer deutlichen Prioritä-
tensetzung an entwicklungsfähigen Standorten. Dies gilt gleichermaßen auch für die 
umfangreichen Konversionsflächen, die in eine solche Gesamtbetrachtung einbezogen 
werden müssen. Schließlich können derartige Prioritätensetzungen (z. B. in Regiona-
len Entwicklungskonzepten) eine wichtige Grundlage für die Schwerpunktsetzung 
des Fördermitteleinsatzes darstellen. Als Auftragsforschung (Land Sachsen-Anhalt) 
zum Thema Flächenpotenziale auf alten Industrieflächen und deren Nutzung kann au-
ßerdem die Studie von Bratzke, Schädlich und Paduar173 des Instituts für Strukturpoli-
tik und Wirtschaftsförderung Halle-Leipzig genannt werden. Von übergreifender Bedeu-
tung ist die Grundlagenstudie des Institut für ökologische Raumentwicklung (Hrsg.) 
174  zur Sanierung und Entwicklung in Ostdeutschland anzusehen, in der auch die 
Thematik des Umgangs mit industriellen Brachflächen aufgegriffen wird. Einzelbeiträge 
befassen sich mit unterschiedlichen Strategieansätzen für unterschiedliche Gebietsty-
pen (Bergbaufolgelandschaften, alte Industrieregionen und ländliche Räume). Unter 
Flächengesichtspunkten sind hier die altindustrialisierten Gebiete mit der Thematik 
„Wiedernutzung von Industriebrachen in Thüringen“ sowie die „Neuen Perspektiven im 
Naturpark Dübener Heide durch ein regionales Netzwerk“ von Interesse. Hervorgeho-
ben wird insbesondere die Bedeutung von Modellvorhaben. Den meisten Studien ge-
meinsam ist die Herstellung eines Zusammenhangs zwischen der Aufbereitung 
und Wiedernutzung industrieller Brachflächen und den Möglichkeiten und An-
forderungen für eine nachhaltige Flächenentwicklung, wofür sich durch die um-

                                                 
172  Akademie für Raumforschung und Landeskunde (1999). 
173  Bratzke/Schädlich/Paduar/Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung Halle-Leipzig (1995). 
174  Institut für ökologische Raumentwicklung (2000). 



 41

fangreichen Potenziale auf industriellen Standorten und Konversionsflächen gute Vor-
aussetzungen ergeben. 
 
11.2.3.4 Militärische Konversionsflächen 

Nach der Wende und der Auflösung/Integration der NVA sowie dem Abzug sowohl der 
Westalliierten, wie auch der GUS-Streitkräfte wurden sowohl in den alten wie den neu-
en Bundesländern in großem Umfang militärische Liegenschaften freigesetzt. Daher 
begann auch schon bald nach der Wende eine intensive Forschung zum Thema Kon-
versionsflächen, die unterschiedliche Fragen aufwarf, u.a. 

 nach den Dimensionen der freigesetzten Flächen, 

 zur räumlichen Verortung der Konversionsflächen, 

 zur Altlastenproblematik dieser Flächen, 

 zur raumordnerischen Bedeutung und zum raumordnerischen Handlungsbedarf 
und den Handlungsmöglichkeiten, 

 nach den Nutzungsmöglichkeiten. 
 
Einen ersten umfassenden Überblick über Fragen der Konversion generell gibt die 
Veröffentlichung, die von H.J. Gießmann175 herausgegeben wurde. In dieser Veröf-
fentlichung des Institutes für Friedensforschung und Sicherheitspolitik geht der 
Autor auf die Konversion im vereinten Deutschland ein. Nach der Deutschen Einheit 
und den demokratischen Umwälzungen in Osteuropa ist die Diskussion über Fragen 
der Konversion aktueller denn je. Die Beiträge des Bandes behandeln zunächst allge-
mein die Probleme und Perspektiven der Konversion in Deutschland und erörtern diese 
nochmals speziell jeweils unter den Bedingungen in den alten und den neuen Bundes-
ländern. Im zweiten Teil des Bandes wird anhand einzelner regionaler Darstellungen 
(Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein sowie Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern) die Vielfalt der Konversionsproblematik aufgezeigt. Der abschließende 
dritte Teil ist speziellen Konversionsproblemen gewidmet. Diskutiert werden hier unter 
anderem Fragen der ökonomischen Datengrundlage des Konversionsbedarfs, Aspekte 
der "Denaturierung" der Militärtechnik der Nationalen Volksarmee (NVA) sowie Prob-
leme der Rüstungskonversion beim Übergang zur Marktwirtschaft. 

Die Flächenprobleme der Konversion werden ausführlich erstmals in der vom 
BMBau176 in Auftrag gegebenen Studie des Instituts für Stadtforschung und Struk-
turpolitik (Winkler u.a.) über städtebauliche Möglichkeiten durch Umwidmung militäri-
scher Einrichtungen, behandelt. Die Aufgabe der militärischen Einrichtungen und Flä-
chen hat für die betreffenden Regionen und Städte sowohl regionalwirtschaftliche als 
auch städtebauliche Folgen. Das Forschungsprojekt umfasst die empirische Untersu-
chung von acht Fallstädten, darunter die Städte Halle/Saale und Neuruppin in den 
neuen Bundesländern. Diese Fallstudien sind nach einem einheitlichen Kriterienkatalog 

                                                 
175  Gießmann (1992). 
176  Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau/Institut für Stadtforschung und 

Strukturpolitik (1993). 
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bearbeitet, der die stadträumliche Lage, Entwicklungs- und Nutzungspotentiale, Abzug 
und Freigabe durch das Militär, die Entscheidungsfindung über die Nachnutzung, das 
Planungsverfahren und den Einsatz städtebaulicher Instrumente sowie den Stand der 
Umsetzung berücksichtigt sowie eine abschließende Einschätzung jedes Fallbeispiels 
erarbeitet. Unterstützt wurden die empirischen Erhebungen in den Fallbeispielstädten 
durch ergänzende Untersuchungen (beispielsweise eine bundesweite Telefonrecher-
che). Im Ergebnis der Untersuchung zeigt sich, dass die Schwerpunkte des kommu-
nalen Bedarfes für die städtebauliche Nutzung von Militärflächen (z.B. in Groß-
stadtbereichen mit Siedlungsdruck) und die tatsächliche räumliche Lage der 
aufgegebenen Militärflächen sich oft nicht deckten. Regional- und stadtentwick-
lungspolitische Kriterien sind bei der Entscheidung, an welchen Standorten die 
Militärflächen aufgegeben werden, nur zum Teil erfüllt. In mittelgroßen Städten, 
in denen kein so hoher Wiedernutzungsdruck herrscht, schreitet die Konversion 
am besten voran. 

Zu nennen sind des Weiteren zwei Studien, die von der BfLR durchgeführt wurden und 
in dem von der BfLR herausgegebenen Sammelband, Bestand, Bedarf und Verfüg-
barkeit von Baulandreserven177 veröffentlicht sind. Dosch befasst sich darin mit der 
Thematik „Gewerbebrachen als Baulandreserven“. Nach einer einführenden Erläute-
rung zum Begriff Gewerbebrachen werden in dem Beitrag in den Flächenpotentiale, 
Mobilisierungshemmnisse und die Verfügbarkeit von Gewerbebrachen für 29 Stadtre-
gionen mit 46 Untersuchungsgebieten vergleichend dargestellt und anhand von Fall-
beispielen für eine regionale Typisierung von Gewerbebrachen veranschaulicht. Dabei 
werden sieben Raumtypen differenziert, und es wird der Beitrag von Gewerbebrachen 
als Baulandpotential diskutiert. Abschließend werden Vorstellungen über ein verbes-
sertes Gewerbebrachenmanagement aufgeführt. Wiegandt befasst sich mit der The-
matik  „Konversionsflächen als Baulandreserven – Chancen und Probleme“. In diesem 
Beitrag wird das Baulandpotential in Deutschland abgeschätzt, das durch die Reduzie-
rung der militärischen Streitkräfte entsteht. Hierbei werden nicht nur die neuen Bundes-
länder mit den alten verglichen, sondern auch die Innen- und Außenbereichsflächen 
getrennt untersucht. Dazu werden eigene Erhebungen der Bundesforschungsanstalt 
für Landeskunde und Raumordnung vorgestellt, die bei allen Oberfinanzdirektionen 
sowie den beiden Bundesministerien für Finanzen und Verteidigung für den Bauland-
bericht 1993 durchgeführt wurden. Einige kommunale Beispiele illustrieren diese all-
gemeinen Aussagen. Mit dem Freiwerden der ehemals militärisch genutzten Flä-
chen sind jedoch zahlreiche Probleme verbunden: Altlasten, der bauliche Zu-
stand der militärischen Einrichtungen, die Unsicherheit über die Freigabe, die 
Praxis der Wertermittlung oder die kleinräumige Lage der Flächen sind zentrale 
Hemmnisse einer schnellen Wiedernutzung. Die unterschiedlichen Aktivitäten zur 
Lösung dieser Probleme werden anschließend kurz vorgestellt. 
 
In der Folge dieser ersten Untersuchungen wurde ein ExWoSt-Programm zur Konver-
sion aufgelegt, das militärische Standorte in West- und Ostdeutschland einbezog. Die 
Ergebnisse der Begleitforschung im Auftrag des BMBau sind zusammenfassend do-
kumentiert in: Steinebach u.a 178. In diesem Programm wurden in elf Modellvorhaben 
                                                 
177  Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (1994). 
178  Steinebach (1997). 
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die städtebaulichen Möglichkeiten durch Umwidmung militärischer Einrichtungen un-
tersucht; in den neuen Bundesländern waren dies Fürstenberg/Havel und Jüterbog 
(Brandenburg), Grimma (Sachsen), Merseburg (Sachsen-Anhalt) und Meiningen (Thü-
ringen). Der Endbericht zu den Konversionsprojekten, die sowohl innerstädtische Area-
le (städtebauliche Innenentwicklung) wie auch Liegenschaften im Außenbereich (städ-
tebauliche Außenentwicklung) umfassen, formuliert sechs Handlungsfelder: Die öffent-
lich-private Zusammenarbeit, die Nutzungsfindung, die rechtliche Umsetzung, 
die Vorbereitung der Vermarktung, Investition und Finanzierung und die techni-
sche Umsetzung. In Verbindung mit diesen sechs Handlungsfeldern können Hand-
lungsempfehlungen formuliert werden, die um die Empfehlung zur Nicht-Nutzung 
ergänzt werden, da angesichts der Flächendimension und strukturellen Lage der 
wiederzunutzenden Militärliegenschaften für viele Flächen auch der Mut zur Bra-
che gegeben sein müsse. Schließlich werden - die Querschnittsauswertungen der 
Modellvorhaben zusammenfassend - die beiden zentralen Forschungsleitfragen für das 
Forschungsfeld beantwortet, inwieweit die entwickelten Verfahren und Planungskon-
zepte in die allgemeine städtebauliche Praxis übertragbar und inwieweit die frei wer-
denden militärisch genutzten Flächen und Einrichtungen verfügbar sind. Die Bedeu-
tung von Konversionsflächen für den Naturschutz wird in einem gutachterlichen 
Bericht des Deutschen Rates für Landespflege179 herausgearbeitet (unter Berück-
sichtigung west- und ostdeutscher Erfahrungen). In mehreren Beiträgen werden unter-
schiedliche naturschutzrelevante Aspekte und die Möglichkeiten der Unterschutz-
stellung und der Pflege von Truppenübungsplätzen untersucht. In Empfehlungen 
werden notwendig Schritte zum Umgang mit schutzwürdigen Flächen formuliert. 

Aus den Studien lasse sich übergreifend u.a. folgende Probleme von Konversionsflä-
chen ableiten: 

 Konversionsflächen sind in der Regel besonders groß. 

 Die Komplexität der Planungsaufgabe führt zur Einbindung externer Partner. 

 Relativ häufig sind Probleme durch Altlasten und Bodenverunreinigungen, aller-
dings wurden die Sanierungskosten sehr häufig überschätzt. 

 Es ist eine Veränderung der Einschätzung festzustellen – zu Beginn der 90er Jah-
re wurden die Flächen als Chance gesehen, im weiteren Verlauf wurde jedoch klar, 
dass vor allem in peripheren Lagen eine rasche Wiedernutzung kaum zu bewerk-
stelligen ist, sie wurden zunehmend zur Belastung. 

 Die Begleitforschung liefert auch eine Vielzahl von Ergebnissen zu rechtlichen Um-
setzung, zur Organisation, zur Vermarktung, zur Finanzierung von Investitionen 
etc. 

 
11.2.3.5 Freiflächen- und Ressourcenschutz 

Die Aussagen zum Freiflächen- und Ressourcenschutz beziehen sich hier auf die 
raumordnerisch relevanten flächenbezogenen Tatbestände. Die gemeindliche Land-
schaftsplanung und entsprechende Gutachten hierfür können hier nicht behandelt wer-
                                                 
179  Deutscher Rat für Landespflege (1993). 
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den. In der Diskussion der unmittelbaren Wendezeit über die zukünftige räumli-
che Entwicklung in den neuen Ländern hat der Freiflächen- und Ressourcen-
schutz einen breiten Raum eingenommen. Zum einen waren in der ehemaligen 
DDR – trotz des Raubbaus, der an anderen Stellen betrieben wurde - umfangreiche 
ökologisch bedeutsame Gebiete vorhanden; zum anderen ging es darum, wie diese 
Gebiete geschützt, gleichzeitig aber eine Entwicklung vor allem für den Tourismus er-
möglicht werden könnte. In der ersten Phase ging es in den vor allem fachplanerischen 
Untersuchungen um Fragen der Bestandsaufnahme und Kartierung zum Zwecke der 
Abgrenzung von Freiflächen und Schutzgebieten. Die Ausweisung einer Reihe von 
Biosphärenreservaten und Nationalparks basierte wesentlich auf derartigen Studien, 
die den Länderministerien als Entscheidungsgrundlagen dienten. Dabei wurden schnell 
auch die Konfliktlinien gegenüber anderen Nutzungsansprüchen wie Landwirtschaft 
oder Siedlungsentwicklung deutlich. Die fachlichen und politischen Diskussionen 
vor allem in der ersten Nachwendephase verliefen ausgesprochen kontrovers, da 
es vielen politischen Entscheidungsträgern in erster Linie um eine schnelle öko-
nomische Entwicklung ging, der alles andere weitgehend unterzuordnen sei. 
Dies erschwerte eine sachbezogene Auseinandersetzung und Abwägung zwischen un-
terschiedlichen Nutzungs- und Schutzansprüchen. Forschungsmäßig wird diese Phase 
kaum intensiver aufgearbeitet; ausgesprochene Leitstudien lassen sich nicht identifizie-
ren. Ab Mitte der 90er Jahre liegen dann einzelne Studien vor, die vor allem im Kontext 
integrierter raumordnerischer und siedlungsstruktureller Entwicklungskonzepte den 
Freiflächen- und Ressourcenschutz thematisieren. Diese Forschungsaktivitäten wur-
den verstärkt durch die im Rahmen der FFH-Richtlinie (Fauna Flora Habitat) der EU er-
forderlichen Ausweisungen entsprechender Schutzgebiete. Bei den Forschungen zu 
dieser Thematik insgesamt handelt es sich vor allem um Auftragsforschungen für ein-
zelne Ministerien, universitäre Forschungen sowie um Beiträge einzelner Forschungs-
institute im Rahmen von Eigenforschungen. 

Als grundlegende Forschung zu Freiraum- und Ressourcenschutz der „ersten Stunde“ 
ist die Untersuchung von Succow180 anzusehen. Diese Untersuchung stellte eine we-
sentliche Grundlage für die Ausweisung von Nationalparks dar. In diesen Kontext eher 
grundsätzlicher Studien ist auch die Untersuchung von Krönert, Billwitz und Aurada181 
einzuordnen, allerdings mit einem stärkeren Bezug zu Landschaftsnutzung und Land-
schaftsverbrauch. 

Vorliegende Studien zu Freiraum- und Ressourcenschutz befassen sich in unterschied-
licher räumlicher und fachlicher Differenzierung mit der Thematik. Mit dem Schwer-
punkt Kulturlandschaft befasst sich Kühn182 in einem Eigenforschungsprojekt des 
Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung (Hrsg.) mit der Thematik 
„Kulturlandschaften zwischen Schutz und Nutzung“. In der Untersuchung wird der Fra-
ge nachgegangen, wie die vom Menschen in langen Zeitläuften geformte Kulturland-
schaft als integraler Bestandteil der menschlichen Umwelt erhalten und weiter entwi-
ckelt werden kann, fokussiert auf die Fragestellung „Schutz oder Nutzung“ bzw. 
„Schutz durch Nutzung“. Untersuch wird dies anhand von Fallstudien im Land Bran-

                                                 
180  Succow (1991). 
181  Krönert/Billwitz/Aurada (1992). 
182  Kühn/Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung (1999). 
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denburg (Regionalpark Teltow-Park; Müggel-Spree-Park; Biosphärenreservat Schorf-
heide-Chorin; Region Uckermark; Seeufer- und Wochenendhauskonzept der Stadt 
Neuruppin). Als wichtigem Instrument wird dabei kooperativen Planungsstrategien 
im Umgang mit Konflikten im Planungsprozess und der Akzeptanz durch die Ad-
ressaten besondere Bedeutung beigemessen. Eine weitere Studie des IRS (Baese-
ler183) befasst sich mit Freiraumkonzepten im engeren Verflechtungsraum Berlin-
Brandenburg. Es werden Konzeptionen, Planungen, Gutachten und Studien zu regio-
nalen Raumkonzepten auch in einem historischen Kontext analysiert und verglichen. 
Darauf aufbauend werden Grundlagen und Empfehlungen vorgelegt, die für die weitere 
Entwicklung des Umlandes größerer Städte von Bedeutung sein können. Als Auftrags-
forschung (Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung Brandenburg) liegt 
von Miegel, Arras und Grupp184 ein Gutachten zu Nutzung und Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen im Raum Berlin-Brandenburg vor, in dem „Vor- und Nachteile für 
Nutzung und Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen der Bürger Brandenburgs so-
wie bei Regional- und Landesplanung zur Herstellung gleichwertiger Lebensbedingun-
gen in allen Landesteilen“ untersucht werden. Das Thema Regionalparks wird in einer 
gemeinsam vom Brandenburger Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung und der Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung185 herausge-
gebenen Studie behandelt, in der Strategien für eine nachhaltige Entwicklung im Met-
ropolenraum Berlin entwickelt werden. Das Regionalparkkonzept soll der Ordnung 
und Steuerung der Siedlungsentwicklung unter Beteiligung aller raumrelevanten 
Akteure dienen und die Integration der ökologischen, wirtschaftlichen und sozia-
len Anforderungen sowie der Qualifizierung der jeweiligen besonderen Potenzia-
le der Landschaften und ein darauf abgestimmtes regionales Handeln ermögli-
chen. 

Eher instrumentell, aber mit räumlichem Bezug ist eine Studie von Reinke186 zur 
Landschaftspflege und zur Landschaftsplanung einzuordnen. Er befasst sich in 
seiner Untersuchung (Dissertation) zur Landschafts- und Flächennutzungsplanung mit 
der Analyse örtlicher Landschaftsplanungen in Sachsen und der Ableitung von Verbes-
serungsvorschlägen für die Planungspraxis der Bauleitplanung. Gefragt wird, ob es ei-
ne ausreichende Akzeptanz für die Landschaftsplanung in den sächsischen Ge-
meinden gibt und ob es eine Notwendigkeit zur Modifikation der Landschaftspla-
nung und der Flächennutzungsplanung gibt. Die empirische Untersuchung basiert 
auf der Auswertung der Landschafts- und Flächennutzungsplanungen von 50 sächsi-
schen Gemeinden.  
 
11.2.3.6 Tourismus 

Die ostdeutschen Bundesländer sind reich an unterschiedlichsten touristisch attraktiven 
Gebieten. Die Entwicklung des Tourismus in Ostdeutschland galt daher von An-
fang an als eine wichtige Aufgabe und die Bedeutung als Wirtschaftsfaktor war 
unstrittig. Vor allem in den ersten Jahren war das Hauptproblem die unzureichende 
                                                 
183  Baeseler/Institut für Raumentwicklung und Strukturplanung (1996). 
184  Miegel/Arras/Grupp (1995). 
185  Brandenburger Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung; Senatsverwaltung 

für Stadtentwicklung Berlin (Hrsg.) 2000. 
186  Reinke (2002). 
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Infrastrukturausstattung, um Fremdenverkehr in größeren Quantitäten auf einem ak-
zeptablen Anspruchsniveau zu bewältigen. Tatsächlich stellt der Fremdenverkehr eine 
der wenigen Wachstumsbranchen in Ostdeutschland. Die Forschungen zum Fremden-
verkehr decken ein breites Spektrum ab. Es überwiegen deskriptive Studien zu Ent-
wicklungen und Entwicklungskonzepten für einzelne Räume/Gebiete und Fremdenver-
kehrsarten, die hier nicht im Einzelnen referiert werden können. Von grundlegenderer 
Bedeutung sind Untersuchungen zur Bedeutung der Fremdenverkehrswirtschaft in den 
neuen Bundesländern, die vereinzelt vorliegen. Schließlich sind instrumentell ausge-
richtete Untersuchungen (interkommunale und innerregionale Kooperationen; Regiona-
le Entwicklungskonzepte; Marketing) von Bedeutung.  

Einen ersten übergreifenden Überblick nach der Wende vermittelt Maly187 mit dem 
Versuch einer Situationsbeschreibung und daraus abgeleiteten vordringlichen Hand-
lungserfordernissen zur Entwicklung der Fremdenverkehrswirtschaft (die als solche 
noch nicht etabliert war) Hervorgehoben werden die Notwendigkeit des Auf- und 
Ausbaus sowie die Sanierung der touristischen und technischen Infrastrukturen, 
die Qualitätsverbesserung sowie die Verknüpfung mit anderen relevanten Berei-
chen (z. B. Kultur). Besondere Anforderungen ergeben sich beim Aufbau an die 
Berücksichtigung des Natur- und Umweltschutzes. 

Von zentraler Bedeutung für den Tourismusbereich sind die Panel-Untersuchungen zur 
Tourismusentwicklung, das sog. „Tourismusbarometer“ des Ostdeutschen Spar-
kassen- und Giroverbandes188 . Ziel des Tourismusbarometers der deutschen des 
Ostdeutschen Sparkassen- und Giroverbandes (OSGV) ist die kontinuierliche, prob-
lemorientierte Beobachtung der Tourismusentwicklung in den neuen Bundesländern. 
Es soll auf wichtige strukturelle Veränderungen der Tourismusentwicklung aufmerksam 
machen, als Frühwarnsystem dienen, um Entscheidungsfindungen zu erleichtern und 
als kontinuierliches Monitoring zeitliche, regionale und sektorale Vergleiche ermögli-
chen. Das Tourismusbarometer ist modular aufgebaut. Im Basismodul werden Struk-
turdaten zu Angebot und Nachfrage, grauem Beherbergungsmarkt, sog. „Wetterstatio-
nen“, also Einrichtungen mit regionaler oder überregionaler Bedeutung, und Großpro-
jekten erfasst, das Spezialmodul erfasst die Tourismussegmente und liefert Informatio-
nen über die Qualität des Angebots, dem „Tourismusklima“ in den Reisegebieten sowie 
zum Zahlungsverhalten der Urlauber. Das Sparkassenmodul bietet einen regionalen 
Branchenvergleich der ostdeutschen Tourismusbetriebe.  

Für die Zeit nach 1998 wird zur wirtschaftlichen Situation der Kreditnehmer der Spar-
kassen aus dem Gastgewerbe festgestellt, dass es durch eine durchschnittliche nomi-
nale Umsatzeinbuße von über 5% in den ostdeutschen Gastgewerbebetrieben zu einer 
Verschlechterung der Innenfinanzierungskraft der Betriebe gekommen ist. Die 
Folge ist ein anwachsendes „Minuskapital“ durch das Zuführen von Fremdmitteln. 
Zudem sind die Betriebe durch zu hohe Zinsquoten in ihrer Existenz gefährdet. Die-
ser Entwicklung kann nur durch kurz- bis mittelfristige Umsatzsteigerungen entgegen-
gewirkt werden.  

                                                 
187  Maly (1991). 
188  Ostdeutscher Sparkassen- und Giroverband, 2000; 2001; 2002; 2003. 
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Im Tourismusbarometer werden neben der jährlichen Analyse der regionalen Touris-
musentwicklung, der betrieblichen Analyse der Beherbergungs- und Gastronomiebe-
triebe und einer Analyse der Herkunftsstruktur der Gäste in Ostdeutschland auch Spe-
zialthemen behandelt.  

Zur Kundenzufriedenheit lässt sich anmerken, dass sich Fragen zur Qualitätsbeurtei-
lung in erster Linie auf die Qualität der Ausstattung der Betriebe („Tech Quality“) und 
kaum auf den weichen Faktor Gastfreundschaft („Touch Quality“) beziehen. Hinzu 
kommt eine Fokussierung der vorhandenen Befragungen auf Übernachtungsgäste. 
Dem touristischen Potenzial von Tagesausflüglern wird hingegen kaum Beachtung ge-
schenkt. Zudem ist eine Vergleichbarkeit der Gästebefragungen auf Länderebene 
durch die Anwendung unterschiedlicher Erhebungsrhytmen, unterschiedlicher Skalen-
niveaus für die Bewertung und die Wahl anderer Themenschwerpunkte erschwert.  

Ein weiteres Problem aus Sicht der Regionen ist das mangelnde Tourismusbe-
wusstsein. Hier müssen die Verbände zukünftig gezielt und systematisch Innenmarke-
ting-Instrumente einsetzen, um die als problematisch identifizierten Zielgruppen inner-
halb der Region von den positiven Effekten des Tourismus zu überzeugen und deren 
Tourismusbewusstsein zu erhöhen. Festzuhalten ist auch, dass objektive Messungen 
zur Tourismusakzeptanz, also dazu, wie die Bevölkerung und andere „interne Ziel-
gruppen“ des Binnenmarketings den Tourismus beurteilen, bisher fehlen. 

Für 2001 wird konstatiert, der Kapazitätsausbau stärker war als die Übernach-
tungsentwicklung, so dass die Auslastung darunter zu leiden hatte. Die eher ne-
gative Entwicklung ab 1998 hat sich auch im Jahr 2000 fortgesetzt. Aufgrund des be-
reits relativ hohen Gesamtniveaus dürften sich die Zuwachsraten jedoch in den kom-
menden Jahren verringern. Weitere kontinuierliche Steigerungen werden daher auf 
Dauer nur mit Hilfe eines kundenorientierten, spezifischen Zielgruppenmarke-
tings zu realisieren sein. Über die Tourismusförderung in Ostdeutschland wird konsta-
tiert, dass der Tourismus, gemessen an seiner wirtschaftlichen Bedeutung, zwar über-
proportionale, keineswegs aber überhöhte Förderungen erhält. 

Als Spezialthemen wurden 2001 der touristische Arbeitsmarkt ausgewählt und ein 
Fitness-Check der ostdeutschen Regionen und Großstädte anhand deren Internet-
Präsenzen durchgeführt. Auf dem touristischen Arbeitsmarkt wurden im Wesentlichen 
drei Problemfelder identifiziert. Dies betrifft erstens die Struktur der Tourismusbran-
che mit einer Vielzahl von klein strukturierten Betrieben, vielen Arbeitslosen, fa-
milienfeindlichen Arbeitszeiten und z.T. gering qualifizierten Arbeitsplätzen. Des 
Weiteren führt die Spezifik touristischer Unternehmen zu einer Reihe typischer Schwie-
rigkeiten mit teilweise besonderen Komponenten in Ostdeutschland. Dies betrifft hohe 
Auflagen für Betriebe, mangelnde Professionalität in der Unternehmensführung, 
hoher Tilgungsdruck für Fremdkapital und die schlechte Ertragslage. Als drittes 
Problemfeld wurden demografische Aspekte sowie Einstellungs- und Verhaltensweisen 
der im Tourismus Tätigen festgestellt. Dabei werden falsche Berufsvorstellungen der 
Arbeitnehmer, ein genereller Arbeitskräftemangel, mangelnde Flexibilität und Mobilität 
und hohe Abbrecherquoten bei Auszubildenden als Kernprobleme genannt.  

Für 2002 widmet sich das Tourismusbarometer dem Städtetourismus und dem Ge-
sundheitstourismus. Der Städtetourismus hat sich in den letzten Jahren in Ost-
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deutschland insgesamt sehr dynamisch entwickelt. Allerdings zeichnen sich auch 
hier, wie im Ostdeutschlandtourismus insgesamt, Konsolidierungstendenzen ab. Akuter 
Handlungsbedarf ist in Sachen Marketing für den Städtetourismus in Form von indivi-
duellen Strategieentwicklungen gegeben. Große Veranstaltungen und Events erweisen 
sich als ein durchaus erfolgreiches Instrument zur Verbesserung von Bekanntheitsgrad 
und Image sowie zur Nachfragesteigerung. Eine nachhaltige Wirkung kann hier jedoch 
nur durch ein auf Nachhaltigkeit ausgerichtetes Marketing erzielt werden.  

Zum Gesundheitstourismus wird angemerkt, dass Gesundheit und Wellness heute 
zu den attraktivsten und größten Wachstumsmärkten für den Deutschlandtourismus 
zählen. Die Ergebnisse der Analyse lassen sich wie folgt zusammenfassen: Die Tou-
rismusorganisationen auf Landesebene haben die Bedeutung der Produktlinie 
„Gesundheitserlebnis“ erkannt und in einer Vielzahl von Pauschalen und Program-
men thematisiert. Für die Leistungsanbieter resultiert jedoch auch die Notwendigkeit, 
den eigenen Internetauftritt intelligent zu konzipieren und sich dabei fachgerecht bera-
ten zu lassen.  

Das Tourismusbarometer für 2003 befasst sich vorrangig mit den Spezialthemen 
„Qualitätsanalyse und Zukunftsfähigkeit des Privatquartiermarktes“, der „Touris-
musmarkenpolitik“ sowie deren Potenzialen und Grenzen und schließlich dem „Kultur-
tourismus“. Zur betrieblichen Analyse wird festgestellt, dass sich die Wettbewerbsitua-
tion der Anbieter touristischer Infrastruktureinrichtungen in Ostdeutschland von 
2001 auf 2002 wieder verschlechtert hat. Grundsätzlich werden die Marktchancen 
der Privatvermieter als günstig beurteilt. Allerdings müssen dazu angesichts der gro-
ßen Konkurrenz die Rahmenbedingungen sowohl in Bezug auf die „Hard-„ als auch auf 
die „Software“ stimmen. Hierzu bedarf es einer genauen Profilierung um die Angebote 
am Markt zu platzieren. Für die Tourismusmarkenpolitik in Ostdeutschland wird dar-
gelegt, dass im zunehmend schärfer werdenden Wettbewerb der Destinationen natio-
nal und international die strategischen Erfolgsfaktoren für den Markenaufbau und -
ausbau klar identifizierbar sind. Handlungsbedarf besteht u. a. in einem besseren 
Innen- und Kooperationsmarketing, in der Entwicklung und Sicherung von Quali-
tätsgarantien sowie darin, dass Geld, Geduld und Zeit erforderlich sind, um auch 
nur kleine Schritte auf dem Weg zu einem Markenaufbau vollziehen zu können. Für 
den Kulturtourismus in Ostdeutschland wird konstatiert, dass Landesmarketing-
Organisationen, aber auch Regionalverbände und Städte den Kulturtourismus in seiner 
Bedeutung für sich erkannt und mit entsprechenden Marketingstrategien ihre Ziele wei-
testgehend definiert haben. Als Handlungsempfehlungen könnten weitere Maßnahmen 
dem Kulturtourismusmarketing wichtige Impulse geben. So werden eine Kurzuntersu-
chung für Ostdeutschland und PR-Veranstaltungen im Rahmen einer „Kampagne Wirt-
schaftsfaktor“ über den Faktor Kulturtourismus empfohlen, deren Ergebnisse den Län-
dern und Regionen als Informationsquelle dienen könnte. Darüber hinaus soll ein Inno-
vationspreis ebenso ausgelobt werden wie Pilotprojekte für Kooperationsmodelle. E-
benso soll eine Sponsoringinitiative und neue Finanzierungsinstrumente gefördert und 
eine Abstimmung von Kultur- und Tourismusförderung angestrebt werden.  
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In einer Untersuchung von Klemm und Mielitz189 (allerdings nicht auf Ostdeutschland 
begrenzt) werden die Raumansprüche durch Freizeitaktivitäten thematisiert. An den 
ostdeutschen Beispielen (Ostseeküste; Sächsische Schweiz) wurden hier die schnel-
len Strukturveränderungen nach der Wende und die Diskrepanz zwischen infra-
strukturellem Bestand und den neuen Erfordernissen des Tourismus herausgear-
beitet.  

Länderbezogen liegen zum Tourismus eine Reihe von Untersuchungen vor, die sich 
überwiegend mit einzelnen Regionen befassen, aber kaum übergreifend den Frem-
denverkehr in seinen unterschiedlichen ökonomischen, arbeitsmaktlichen, ökologi-
schen und verkehrlichen Bezügen als integrativ verstandene Fremdenverkehrswirt-
schaft behandeln. Beispielhaft liegt für das Land Brandenburg von Krajewski und 
Neumann190 als universitäres Forschungsprojekt eine landesweite Untersuchung über 
touristische Perspektiven vor. Aufgegriffen werden Fragen der Regionalentwicklung, 
Tourismus und Naturschutz in Großschutzgebieten, touristische Perspektiven in Indust-
rie- und Bergbaufolgelandschaften sowie der Städtetourismus. Weitere Einzeluntersu-
chungen von Huth, Scheube und Sedlacek191, befassen sich (als universitäres For-
schungsprojekt) mit der Fremdenverkehrsentwicklung und deren Einbindung in 
regionale Entwicklungs- und Marketingkonzepte sowie mit den Möglichkeiten der 
Fremdenverkehrsentwicklung durch Städtekooperationen (hier am Beispiel Ost-
thüringen), denen in diesem Kontext wichtige Bedeutung beigemessen wird. In einem 
vom Umweltbundesamt192 (Hrsg.), (Verfasser: Günther) geförderten Vorhaben werden 
Indikatoren für die Entwicklung von nachhaltigem Tourismus im Ostseeraum ermittelt.  

 

11.3 Forschungslücken 

Die im Folgenden aufzuzeigenden Forschungslücken und ein daraus abgeleiteter For-
schungsbedarf sind in ihrer Wichtigkeit stark zu differenzieren. Vor dem Hintergrund 
der regionalökonomischen, sozialen, arbeitsmarktpolitischen und finanziellen Situation 
in Ostdeutschland und den eher schmalen Entwicklungsperspektiven müssen For-
schungsaktivitäten und entsprechende Ressourcen stärker gebündelt und auf solche 
Projekte konzentriert werden, die einerseits bestehende raumordnerische und regio-
nalpolitische instrumentelle und konzeptionelle Defizite aufzeigen und – andererseits – 
daraus handlungsorientierte Auswege weisen, insgesamt aber vor allem auf entwick-
lungsfähige Standorte und Regionen ausgerichtet sind. Dies bedeutet, dass stärker als 
in der Vergangenheit Prioritäten (auch räumlich und standortorientiert) gesetzt werden 
müssen, stärker integrative (Politik, Verwaltung, Finanzen, Inhalte) Forschungsansätze 
im Sinne einer Ressourcenbündelung verfolgt werden müssen. Nicht jede aufgezeigte 
„Forschungslücke“ ist so bon Bedeutung, als dass sie umgehend geschlossen werden 
müsste. Aus der hier vorgenommenen Auswertung von Forschungen über und zu Ost-
deutschland lässt sich auch ableiten, dass in der Vergangenheit überwiegend ressort-
orientiert und zu wenig übergreifend integrativ geforscht worden ist.  

                                                 
189  Klemm/Mielitz 1993). 
190  Krajewski/Neumann (2000). 
191  Huth/Scheube/Sedlacek (2002) 
192  Umweltbundesamt (2001). 
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11.3.1 Raumordnerische Grundlagen 

Forschungsbedarf ergibt sich weniger im eigentlichen rechtlichen Bereich der Raum-
ordnung, als vielmehr im instrumentellen Bereich und da wiederum vor allem bezogen 
auf die Überprüfung von Wirkungen und Auswirkungen einzelner raumordnerischer In-
strumente (z. B. Regionale Entwicklungskonzepte). Darüber hinaus erscheinen Tragfä-
higkeitsuntersuchungen zu einzelnen regionalen konzeptionellen Planungsansätzen 
vor dem Hintergrund gravierender sozialer, ökonomischer und demografischer Verän-
derungen erforderlich. Schließlich sollten Neuinterpretationen einzelner raumordneri-
scher Grundsätze und deren regionalspezifische Ausdifferenzierungen vorgenommen 
und hierfür entsprechende Forschungen durchgeführt werden. Im Einzelnen lassen si-
ch die folgenden Forschungsfelder und –themen formulieren: 

 Untersuchungen zur Neuinterpretation des raumordnerischen Grundsatzes „Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen Teilräumen“. Lässt sich dieser An-
spruch angesichts dramatischer ökonomischer und demografischer Veränderun-
gen in Ostdeutschland noch aufrecht erhalten?  

 Tragfähigkeitsuntersuchungen zu maßstabsvergrößernden Siedlungsstrukturkon-
zepten. Nach welchen Kriterien sollte das Zentrale-Orte-Konzept an veränderte 
Rahmenbedingungen angepasst werden? Welche Konsequenzen ergeben sich 
aus einer Neustrukturierung für Erreichbarkeiten, Finanzausstattungen, Funktions-
teilungen? (Vgl. auch unter 11.2.4.2.) 

 Forschungen zu raumordnerischen Konzepten für „leere Räume“.  

 Wirkungsuntersuchungen zu einzelnen, nach der Wende in Ostdeutschland etab-
lierten und eingesetzten raumordnerischen und regionalen Instrumenten wie „Re-
gionale Entwicklungskonzepte“, „Städtenetze“, „Regionale Kooperation“, „Regio-
nalmanagement“. Was sind wichtige Erfolgsfaktoren? Welche Ziele wurden erreicht 
(nicht erreicht)? Welche Folgeeffekte sind durch die Anstoßprojekte im Rahmen 
der ExWoSt-Aktivitäten erzielt worden (Langzeitwirkungen)? 

 Forschungen zu Ost-West und West-Ost-Orientierungen großräumiger Regional-
entwicklungen in Grenzregionen. Welche Chancen eröffnen sich durch die EU-
Osterweiterung (Was würden Stettin und Frankfurt/Oder als Oberzentren für die 
angrenzende Regionen bzw. die Orte im Westen bzw. im Osten bedeuten. Wie 
könnten hier regionale Kooperationsprozesse angestoßen und gefördert werden.)? 
Wie müssten gemeinsame Raumordnungskonzepte strukturiert sein? 

 Forschungen zu Public-Private-Partnerships in der Regionalentwicklung in Ost-
deutschland. Welche Partnerschaften sind regional, national und international 
denkbar (z. B. national: Region Cottbus-Region Stuttgart)? Wie müssten geeignete 
Förderinstrumente aussehen? Wie können Akteursnetze entwickelt werden? 

 
11.3.2 Siedlungsentwicklung 

Interregionale Prozesse (Zentrensystem) 
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Die Untersuchung des städtischen Zentrensystems erfolgte bisher vorrangig unter dem 
Blickwinkel der Neugestaltung des Zentrale-Orte-Systems als Instrument der Raum-
ordnung. Angesichts der stark negativ prognostizierten Bevölkerungsentwicklung sind 
vor allem Forschungen über Szenarien zur Reduktion der Anzahl der Zentralen Orte 
bis zum Rückzug aus peripheren Räumen wie auch zur Konzentration auf Wachstums-
schwerpunkte der Regionalentwicklung notwendig. 

 

Intraregionale Prozesse (Suburbanisierung) 

Auch wenn die Suburbanisierungsprozesse in den ostdeutschen Stadtregionen ausge-
laufen sind, bleiben folgende Fragestellungen im suburbanen Raum relevant:  

 Wie entwickelt sich der suburbane Raum unter demographischen Schrumpfungs-
bedingungen? 

 Gibt es Rückwanderungsabsichten/-tendenzen und welche Motive sowie Such- 
und Entscheidungsprozesse liegen dem zugrunde? 

 Welche Chancen haben die heute bereits mit hohen Leerständen gekennzeichne-
ten neuen mehrgeschossigen Wohnanlagen in peripheren Lagen im Rahmen des 
stadtregionalen Umbaus? 

 Wer sind die wirtschaftlichen Akteure im suburbanen Raum, wie sind sie in den 
Wirtschaftsraum eingebettet und welche Entwicklungspfade prägen sich aus: kom-
plementäre Arbeitsteilung oder substitutive Entwicklung? 

Teile dieser Fragestellungen sind bereits Bestandteil eines laufenden DFG-Projektes 
"Suburbanisierung im 21. Jahrhundert: Stadtregionale Entwicklungen des Wohnens 
und Wirtschaftens" am Beispiel von Hamburg und Berlin193.  

Innerstädtische Prozesse  

Revitalisierung der Innenstädte: Ein wichtiges Feld für zukünftige Forschungen kann in 
der Evaluation der Fördermaßnahmen zur Revitalisierung der Innenstädte gesehen 
werden. Untersuchungsbedarf besteht weiterhin hinsichtlich des Einflusses der Alte-
rung der Bevölkerung auf die möglichen Veränderungen in der Funktionsvielfalt der In-
nenstädte. Außerdem sind in diesem Zusammenhang auch die Effekte der Schrump-
fung beobachtenswert, welche zu einer Intensivierung des Wettbewerbs insbesondere 
mit nicht integrierten Standorten führen könnten.  

Sozialräumliche Differenzierung  

Auf Grund der zu erwartenden Verschärfung des Problems sind folgende Aspekte we-
sentlich: 

1. Es besteht ein hoher Bedarf an Begleitforschungen. Abwertungsprozesse in Groß-
wohnsiedlungen, in einfachen Gründerzeitquartieren aber auch im suburbanen Ge-

                                                 
193 Breckner, Läpple u. Matthiesen 
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schosswohnungsbau sollten beobachtet und analysiert werden, um sie abzumildern 
bzw. teilweise zu verhindern.  

2. Bei den Forschungen ist die Bedeutung des Images von und die Identifikation mit 
den Stadtteilen verstärkt zu berücksichtigen, das betrifft vor allem die subjektiven 
Einstellungsmuster der Bewohner als auch die symbolische Bedeutung von Stadttei-
len. 

3. Einflussfaktoren der residentiellen Mobilität sollten analysiert und Möglichkeiten der 
Steuerung vom Umzugs-/Wanderungsprozessen identifiziert werden.  

4. Angesichts der prognostizierten Schrumpfungsprozesse und des daraus resultieren-
den notwendigen Stadtumbaus sind Szenarien der sozialräumlichen Differenzierung 
aufzuzeigen.   

 
11.3.3 Flächennutzung 

Forschungsbedarf besteht im Wesentlichen in Form von Wirkungsuntersuchungen für 
die hier dargestellten unterschiedlichen Bereiche sowie in der Entwicklung von Monito-
ringinstrumenten im Bereich des Freiflächen- und Ressourcenschutzes. Des Weiteren 
erscheinen stärker integrative Forschungsansätze sinnvoll, in denen stärker die Wech-
selbeziehungen und möglichen Synergien in einzelnen Handlungsfeldern erforscht 
werden könnten. Angesichts der Dimensionen brachgefallener Gewerbe- und Konver-
sionsflächen in Ostdeutschland und der überwiegend geringen ökonomischen Entwick-
lungschancen sind vor allem gebündelte Forschungsanstrengungen von Bundes- und 
Länderministerien erforderlich, um instrumentelle, maßnahmenorientierte und nut-
zungsbezogene mittel- und langfristig tragfähige Perspektiven zu entwickeln, die auf 
entwicklungsfähige Schwerpunkte ausgerichtet werden müssen. Da die Kommunen 
hierzu allein nicht in der Lage sind, können nur konzentrierte Aktivitäten Auswege auf-
zeigen. Bisherige Forschungsaktivitäten und Modellvorhaben sollten hierfür evaluiert 
und weiterführende integrierte Ansätze entwickelt werden. Folgende weitere Einzelfor-
schungen sind denkbar: 

Gewerbliche Brachen Konversion und Flächenrecling 

 Neubewertung gewerblicher Brachen vor dem Hintergrund des Ausbleibens wirt-
schaftlicher Dynamik und angesichts aktueller demografischer Entwicklungsten-
denzen (veränderte Prioritätensetzungen? Liegen lassen statt aufbereiten? Steue-
rung von Brachenentwicklung?) 

 Zwischenbilanzen/Wirkungsuntersuchungen zur Aufbereitung und Nachnutzung 
von Gewerbebrachen und Konversionsflächen. 

 Bestandsaufnahme und Bewertung bisheriger Flächenrecyclingmaßnahmen (Ar-
beitsplätze, Kosten, Technologien, neue Nutzungen, Nachhaltigkeit der Maßnah-
men). 

 
Freiflächen- und Ressourcenschutz 

 Monitoring großflächiger Kulturlandschaften und Schutzgebiete  
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 Forschungen zu Schutz und Nutzung schützenswerter Gebiete (Bewirtschaftung; 
Fremdenverkehr) 

 Ausgleichsstrategien und –konzepte für eingeschränkte Nutzungsmöglichkeiten in 
Schutzgebieten und Kulturlandschaften 
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Tourismus 

 Analysen zur Bedeutung und Entwicklungsfähigkeit der Fremdenverkehrswirtschaft 
(Potenziale; Defizite; Qualitätsziele und –sicherung; Marketing) 

 Möglichkeiten grenzüberschreitender Fremdenverkehrskonzepte (Anforderungen; 
Marketing; Infrastrukturen; Verkehr) 
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